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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:1 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja 20  Nein 0  Anwesend waren: 20    

 

 
Vorstellung der Planung "Brücke Höchfelden" mit Beschlussfassung 
 
 
Die Erhöhung des Wasserspiegels des Oberwasserkanales in Zusammenhang mit dem Neubau 
des Kraftwerkes führt u. a. zu einer verminderten Durchfahrtshöhe für die Boote der Rettungs-
organisationen. Aufgrund dessen muss die vorhandene Straßenbrücke durch den Eigentümer 
der Brücke, der VERBUND AG, angehoben werden. 
 
Das Projekt wird vorgestellt von H. Wimmer vom Verbund. 
 
Darüber hinaus soll der Bahnübergang Höchfeldener Straße aufgelöst und durch eine Brücke 
über die Bahnlinie ersetzt werden. Die Brücke wird nach erfolgter Auffüllung der Kiesgrube (bis 
Ende Oktober 2022 vertraglich festgelegt) an die Höchfeldener Straße angebunden. 
 
Das Projekt wird vorgestellt von Herrn Kagerer, ING-Altötting. 
 
 
 
Herr Thomas Wimmer vom Verbund stellt anhand einer Präsentation die Maßnahme über die 
Hebung der Brücke dar.  
 
Das Projekt Errichtung einer Bahnüberführung an der Höchfeldener Straße wird von Herrn Ka-
gerer, Ing.-Büro ing Altötting GmbH, vorgestellt. 
 
Die Stadträte nehmen die Ausführungen zur Kenntnis. Anschließend werden noch einige Fra-
gen gestellt. Problematisch wird von einigen Stadträten die Rampe in die Heinrichstraße und 
südlich des Innkanals gesehen. Es müsse im Rahmen einer Verkehrsschau mit der Polizei erör-
tert werden, ob und ggf. wie hier noch eine zusätzliche Verbesserung möglich sei, so Erster 
Bürgermeister Dr. Windhorst. 
 
StR Wimmer fragt, ob es Möglichkeiten gibt, einer Verunstaltung durch Graffiti vorzubeugen. 
Hier gibt es Beschichtungen, erläutert Herr Kagerer. Diese wird aufgetragen, und Verunreini-
gungen durch Graffiti können dadurch leicht abgewaschen werden. 
 
Wie lange sei die Straße für den Zusammenschluss gesperrt, möchte StRin Kreitmeier wissen. 
 
Die Sperrung sei nur von kurzer Dauer, da der Bau des Anschlusses von der Brücke bis zur 
Höchfeldener Straße ohne Sperrung durchgeführt werden könne. Nur für den direkten Zusam-
menschluss der neuen mit der bereits vorhandenen Straße sei eine Sperrung notwendig, erläu-
tert Herr Kagerer. 
 
 
Der Stadtrat begrüßt die vorgestellten Planungen zum Ersatz des Bahnübergangs Höch-
felden durch eine Brücke und beauftragt die Verwaltung einstimmig, die Planungen wei-
ter voranzutreiben und ggf. erforderliche Förderanträge zu stellen. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:2 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja 20  Nein 0    

 

 
Vorstellung: Errichtung einer Fernwärmeversorgung für den Bereich Höchfelden sowie 
Beratung und Beschlussfassung des entsprechenden Bauantrages 
 

 
Die Familie Strasser plant, das bestehende Fernwärmenetz in Höchfelden erheblich zu erwei-
tern.  
 
Das Vorhaben wird dem Gremium vorgestellt. 
 
Zum Vorhaben ist beabsichtigt auf dem Grundstück Fl.Nr. 1123 der Gemarkung Töging a.Inn, 
Höchfeldener Straße 4 ein Heizhaus (870 KW Feuerungsleistung) zu errichten. 
 
Das Bauvorhaben liegt im Außenbereich (§ 35 BauGB) und ist als privilegiertes Vorhaben nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB zu beurteilen. 
 
Zwar widerspricht das Vorhaben dem Flächennutzungsplan, jedoch kann ihm dies nicht entge-
gengehalten werden, da das Heizhaus der zulässigerweise errichteten land- und forstwirtschaft-
lichen Maschinen- und Bergehalle dient. Ebenso der öffentlichen Versorgung der Anwesen im 
Bereich Höchfelden (Liebigstraße, Rungestraße, Gaußstraße, Dieselstraße, Ottostraße). Das 
Vorhaben ist im Übrigen außenbereichsverträglich im Sinne des § 35 Abs. 3 BauGB und die 
Erschließung ist gesichert. 
 
Das Grundstück ist an die städtische Wasserversorgung und Kanalisation angeschlossen. 
 
Niederschlagswässer dürfen nicht an die städtische Kanalisation eingeleitet werden; diese sind 
auf dem eigenen Grundstück zu versickern. 
 
Die Stadträte nehmen die Ausführungen zur Kenntnisse. Herr Straßer beantwortet die von den 
Stadträten aufgeworfenen Fragen. 
 
 
Der Stadtrat nimmt das Vorhaben zustimmend zur Kenntnis und beauftragt die Verwal-
tung, einen entsprechenden Gestattungsvertrag auszuarbeiten und abzuschließen. 
 
Der Stadtrat nimmt den Bauantrag zur Kenntnis und erteilt das gemeindliche Einverneh-
men einstimmig. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:3 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja 17  Nein 2  pers. beteiligt -  Anwesend waren: 19    

 

 
Zustimmung zum Betrauungsakt der Stadt Töging a. Inn für die Kreiswohnbau Altötting 
gKU 
 

 
Sachverhalt: 
Im Rahmen der Sitzung des Stadtrates am 27.09.2019 wurde beschlossen, das Grundstück Fl.-
Nr. 1160/25 an der Siemensstraße (1.869 qm) in die Kreiswohnbau Altötting gKU einzubringen. 
Die Planungen für eine mögliche Bebauung des Grundstücks sind bereits angelaufen. Es ist 
daher notwendig, dass die Stadt Töging a. Inn die Kreiswohnbau Altötting gKU mit der Erbrin-
gung der Dienstleistung von allgemeinen wirtschaftlichem Interesse zur Sicherstellung der 
Wohnraumversorgung der breiten Bevölkerung in unserer Stadt betraut. Die Betrauung umfasst 
insbesondere die Planung, Errichtung, Verwaltung und langfristige Vermietung von baulichen 
Anlagen zur Erfüllung kommunaler Aufgaben, insbesondere von Wohnungen für einkommens-
schwache Haushalte und barrierefreier Wohnungen. 
 
Zur Erfüllung des Zweckes des Betrauungsaktes stellt die Stadt Töging a. Inn der Kreiswohn-
bau Altötting gKU o.g. Grundstück zur Errichtung eines preiswerten Wohngebäudes zur Verfü-
gung. 
 
Der Betrauungsakt wird den Mitgliedern des Stadtrates vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
Auch stellt Frau Gabi Bruckmaier vom Münchener Büro H2M ein erstes Konzept für die Bebau-
ung vor; dieses muss nun mit der Regierung von Oberbayern weiter abgestimmt werden. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtrat beschließt einstimmig, dem Betrauungsakt der Stadt Töging a. Inn für die 
Kreiswohnbau Altötting gKU zuzustimmen und diese zu genehmigen. 
 
Der Stadtrat billigt grundsätzlich die vorgelegte Planung mit 17:2 Stimmen und beauf-
tragt die Kreiswohnbau Altötting gKU, auf dieser Grundlage die Planung und den Bau 
des Gebäudes voranzutreiben. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:4 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja 19  Nein 0    

 

 
15. Flächennutzungsplanänderung (Bebauungsplan Nr. 51) 
Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behör-
den 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Feststellungsbeschluss 
 
 
Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 25.02.2021 den Entwurf zur 15. Flächennutzungs-
planänderung mit Begründung und Umweltbericht in der Fassung von jeweils den 25.02.2021 
gebilligt und die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom Donnerstag, den 
11. März 2021 bis zum Montag, den 12. April 2021 statt. 
 
Der Entwurf der Flächennutzungsplanänderung und die Begründung mit dem Umweltbericht 
jeweils in der Fassung vom 25. Februar 2021 lagen in der Zeit öffentlich aus. 
 
Den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde mit E-Mail vom 09. März 2021 
bis zum Montag, den 12. April 2021 Zeit gegeben, eine Stellungnahme abzugeben (§ 4 Abs. 2 
BauGB). 
 
Die Verwaltung hat folgenden Abwägungsvorschlag erstellt: 
 

1. Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Töging a. Inn 
vom 11.03.2021 
 
Bereich: Landwirtschaft 

 

Gegen die o.g. 15. Flächennutzungsplanänderung und gleichzeitig Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 51 bestehen von Seiten des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Töging a. Inn – Bereich Landwirtschaft - keine weiteren Einwendungen.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

2. Stellungnahme der Kreisbranddirektion Landkreis Altötting vom 18.03.2021 
 

Aus der Prüfung des Antrags haben sich keine weiteren Anforderungen hinsichtlich des abweh-
renden Brandschutzes ergeben.  
 
1. Für die Löschwasserversorgung ist das DVGW-Blatt W 405 anzuwenden und zu überprüfen.  
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2. Zufahrts- und Aufstellflächen sind nach den „Richtlinien über die Flächen für die Feuerwehr“ 
herzustellen. 
 
Überprüft wurden: 

 Zufahrts- und Aufstellflächen für die Feuerwehr 

 Zugänglichkeit zum Gebäude (Angriffswege für die Feuerwehr) 

 Löschwasserversorgung 

 Löschwasserrückhaltung 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 

3. Stellungnahme von VERBUND Innkraftwerke GmbH vom 17.03.2021 
 

Das Fernsteuerkabel unserer Gesellschaft verläuft durch das Planungsgebiet bzw. das vorge-
sehene Bebauungsgebiet. Eine Rücksprache mit unserem Herrn Meisenecker (Tel.-Nr. 08631 
391455) ist daher zwingend erforderlich.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Der Bauherr wird darauf hingewiesen, sich mit Herrn Meisen-
ecker in Verbindung zu setzen.  
 
 
 

4.  Stellungnahme der Strotög GmbH vom 17.03.2021 
 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage:  
 
20 kV-Kabel (Planauskunft über Bayernwerk Netz GmbH Eggenfelden) 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.  
 
 
 

5. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Bodenschutz vom 16.03.2021 mit er-
gänzender Mail vom 14.04.2021 (*) 

 
Bodenschutz: 
 
Im Geltungsbereich der 15. Flächennutzungsplanänderung bzw. des Bebauungsplanes Nr. 51 
„Gewerbegebiet Mitterwehrt“ befindet sich randlich die Altlastenverdachtsfläche „Innwerk II“ 
(Katasternummer 17100990). Überprüfungen im Altlasten-, Bodenschutz- und Deponieinforma-
tionssystem (ABuDIS) des Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) ergaben, dass auf den 
Grundstücken Fl.Nr. 1676 und 1677 der Gemarkung Töging a. Inn eine wohl zusammenhän-
gende Altablagerung mit vorgenannter Bezeichnung und Katasternummer existiert; vgl. hierzu 
die beiden Anlagen (ABuDIS-Flächenbericht, Flurkarte von ca. 1973 mit handschriftlicher 
Zeichnung).  
 
Im Schreiben der Stadt Töging a. Inn an das Landratsamt Altötting vom 06.09.1973, dem ein 
Übersichtsplan zur Erhebung der Abfallgruben in der Stadt Töging a. Inn (Stand: 01.08.1973) 
beilag, wurden für die beiden vorgenannten Grundstücke folgende Angaben gemacht: 1676 – 



 
 
 Seite 9 
 

Eigentümer: Stadt Töging a. Inn – „Unland, das wild aufgefüllt wird“; 1677 – Eigentümer: Inn-
werk AG Töging a. Inn – „Böschung, die wild aufgefüllt wird“.  
 
Auf dem Übersichtsplan für das Gebiet der Stadt Töging a. Inn zur Erstellung eines Altlastenka-
tasters vom 07.01.1985 war die gegenständliche Altlastverdachtsfläche nicht aufgeführt.  
 
Die gegenständliche Altlastenverdachtsfläche wurde bislang nicht ausreichend historisch er-
kundet oder orientierend untersucht. Der tatsächliche Umgriff der Altablagerungsfläche ist des-
halb nicht hinreichend bekannt. Die dem Landratsamt Altötting vorliegenden Daten der vorge-
nannten Altlastenverdachtsfläche sind abschließend in der nachstehenden Tabelle aufgeführt: 

 

 
 
Das Landratsamt Altötting kann nicht ausschließen, dass auch auf benachbarten Grundstücken 
vereinzelt Altlasten oder Schadstoffbelastungen vorhanden sind, die lediglich noch nicht be-
kannt geworden sind. 
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Rechtsgrundlagen: 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), Altlastverdachtsfläche i.S. § 2 Abs. 6 BBodSchG 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
Bayerisches Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) 
Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Bodenschutz- und Altlastenrechts in Bayern (Bay-
BodSchVwV) 
 
Möglichkeiten zur Überwindung: 
 
Bei der Altlastenbearbeitung durch das Landratsamt Altötting werden vorrangig insbesondere 
Altlastverdachtsflächen erkundet, bei denen aufgrund tatsächlicher Umstände der Verdacht auf 
ein erhebliches Gefährdungspotenzial insbesondere für den Wirkungspfad Boden – Gewässer 
besteht, oder bei denen es sich um Altablagerungen, insbesondere stillgelegte gemeindliche 
Mülldeponien handelt, deren Erkundung und Sanierung durch die Gesellschaft zur Altlastensa-
nierung in Bayern mbH (GAB) finanziell und fachlich unterstützt wird. Die Auswahl dieser Alt-
lastverdachtsflächen für orientierende Untersuchungen erfolgt gemeinsam durch das Wasser-
wirtschaftsamt Traunstein und das Landratsamt Altötting auf fachlich begründeter Basis für das 
gesamte Landkreisgebiet und ohne Berücksichtigung der jeweiligen kommunalen Finanzkraft. 
 
Die gegenständliche Altlastenverdachtsfläche befindet sich derzeit nicht unter den hochprioritä-
ren Altablagerungen und sollte voraussichtlich erst in einigen Jahren untersucht werden (orien-
tierende Untersuchung). Eine Sanierung ist derzeit nicht geboten.  
 
In diesem Zusammenhang dürfen wir auf das bei der Altlastenbearbeitung durch das Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG), die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV), das Bayerische Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) und die hierauf bezogenen 
Verwaltungsvorschriften – ausgehend von einer jeweiligen Gefahrenvermutung - vorgegebene, 
mehrstufige, schrittweise Vorgehen - Erfassung, historische Erkundung, orientierende Untersu-
chung sowie ggf. Detailuntersuchung, Sanierungsuntersuchung, Sanierungsplanung und Sanie-
rung – hinweisen.  
 
Sollte die gegenständliche Altlastverdachtsfläche, die aufgrund ihres derzeitigen Status noch 
nicht zur behördlichen Untersuchung (Historische Erkundung, Orientierende Untersuchung) 
ansteht, die Planungen behindern, wird empfohlen, vor der geplanten Nutzung der genannten 
Grundstücke zur endgültigen Klärung der Bestätigung (Erhärtung) bzw. Nichtbestätigung des 
Altlastenverdachts (Entlassung) zeitnah eine orientierende Untersuchung durch einen nach § 
18 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zugelassenen Sachverständigen auf Kosten der 
Stadt Töging a. Inn und/oder des Pflichtigen (z.B. Betreiber) durchführen zu lassen. 
 
Die orientierende Untersuchung einer Altlastverdachtsfläche besteht aus örtlichen Unter-
suchungen, insbesondere Schadstoffmessungen im Deponiekörper. Im Rahmen dieser Unter-
suchungen soll festgestellt werden, ob konkrete Anhaltspunkte für einen hinreichenden Ver-
dacht schädlicher Bodenveränderungen oder einer Altlast bestehen, damit die Ermittlungen 
entweder auf der Stufe der Detailuntersuchung durch den Pflichtigen (z.B. Betreiber) weiterge-
führt werden können oder das Grundstück nutzungsorientiert aus dem Verdacht entlassen wer-
den kann. Fachliche Auskünfte hierzu erteilt auch das zuständige Wasserwirtschaftsamt Traun-
stein, Rosenheimer Str. 7, 83278 Traunstein, Telefon 0821/70655-0. 
 
Grundsätzlich haben die altlastentechnische Erkundung sowie ggf. Sanierung oder Sicherung 
der Altablagerungsfläche Vorrang gegenüber der geplanten Nutzung. Als Ergebnis der boden-
schutzrechtlichen Untersuchungen sollten in Abhängigkeit der vorgefundenen Belastungssitua-
tion ggf. nutzungs- und planungsbezogene Handlungsempfehlungen ausgearbeitet werden. 
 
Bei bautechnischen Eingriffen in den Untergrund im Bereich der gegenständlichen Altablage-
rung sind wegen potenzieller Explosionsgefahr und Erstickungsgefahr durch Deponiegase ge-
eignete Überwachungs- und Sicherungsmaßnahmen zu treffen. Ausgehobenes Bodenmaterial 
ist kontaminationsbedingt als Abfall entsprechend der geltenden abfallrechtlichen Vorschriften 
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zu untersuchen, zu behandeln und zu entsorgen. Hinsichtlich arbeitsschutzrechtlicher Bestim-
mungen bei Arbeiten im kontaminierten Bereich wird auf die entsprechenden gefahrstoffrechtli-
chen Regelungen hingewiesen. Falls Ablagerungen angetroffen werden, ist ein Untersuchungs-
/Entsorgungskonzept mit dem Wasserwirtschaftsamt Traunstein und dem Landratsamt Altötting 
abzustimmen. 
 
Strategische Punkte/Linien waren im 2. Weltkrieg häufig Ziele von Luftangriffen. Bei Kriegsende 
wurden häufig von abrückenden deutschen Truppen Waffen und Munition irgendwo vergraben 
oder weggeworfen. Auch im gegenständlichen Planungsbereich ist nicht völlig auszuschließen, 
dass Bombardierungen stattgefunden haben oder Kampfmittel im Boden existieren. Um recht-
zeitig Maßnahmen zu ergreifen, um Bauarbeiten nicht zu gefährden oder zu verzögern, emp-
fiehlt es sich, rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten eine historische Erkundung und gegebe-
nenfalls eine Gefährdungsanalyse hinsichtlich des Blindgängerrisikos durchzuführen. Auskünfte 
über Kriegseinwirkungen und Kampfmittelfunde können bei örtlichen Kommunalverwaltungen 
und zuständigen Polizeidienststellen eingeholt werden. Ziel der Klärung des Kampfmittelver-
dachts ist es, im Vorfeld von Geländearbeiten Sicherheit über die Kampfmittelfreiheit zu erhal-
ten bzw. eventuell über notwendige Kampfmittelsucharbeiten zu entscheiden. Bei konkretem 
Verdacht hat eine Begleitung der Geländearbeiten durch einen Kampfmittelsuchdienst bzw. 
eine Kampfmittelsuche vor Ort (Befähigungsscheininhaber nach § 20 Sprengstoffgesetz) zu 
erfolgen. 
 
Altlastenuntersuchungen (Entnahme und Untersuchung von Proben), die im Rahmen der Bau-
leitplanung der Gemeinde notwendig sind, um die Eignung der für eine Bebauung vorgesehe-
nen Fläche festzustellen, obliegen nicht dem Wasserwirtschaftsamt, sondern sind Sache der 
Gemeinde (Nr. 4.1.1.4 Abs. 3 Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Bodenschutz- und Altlas-
tenrechts in Bayern (BayBodSchVwV)). Diesbezüglich wird auf das Schreiben des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern, Oberste Baubehörde, an die Regierungen und Unteren Bauauf-
sichtsbehörden vom 18.04.2002 (Az.: IIB5-4611.110-007/91) und die dort genannte Anlage 
„Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlas-
ten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ vom 26.09.2001 (vgl. dort Aus-
führungen zur Kostentragung auf S. 7) verwiesen. 
 
 
(*) ergänzende Mail vom 14.04.2021: 

 
zum Betreffverfahren teile ich Ihnen mit, dass aus Sicht des Landratsamtes Altötting – Boden-
schutz keine Einwendung gegen die aktuelle Planung besteht.  

 
Begründung:  
Im südlichen Teil der Altlastenverdachtsfläche wurden am 22.01.2021 zwei Baggerschürfe bis 
zu einer Tiefe zwischen 2,0 und 2,5 angelegt. Die Untersuchungen der Mischproben des Auf-
füllmaterials ergaben jeweils eine Zuordnung Z0 gemäß des aktuellen bayerischen Verfüllleitfa-
dens (Eckpunktepapier), vgl. hierzu das Schreiben des Ingenieurbüros KDGEO, München, vom 
15.02.2021, Nr. KDGEO 141-21L. Aus Sicht des Ingenieurbüros eignet sich die beprobte Auf-
füllzone zwar nicht zum Abtrag von Bauwerkslasten, kann aber bei flächigen Auffüllungen oder 
bei Integration in eine Ausgleichsfläche ohne weitere Maßnahmen an Ort und Stelle verbleiben. 
Gemäß der aktuellen Planung liegt dieser Bereich vollständig unter Grünflächen.  
 
Die vorstehend genannte Beprobung kann zwar nicht als umfassende orientierende Untersu-
chung nach Bodenschutzrecht ersetzen, zeigt aber die chemisch-analytische Unauffälligkeit des 
Auffüllbodens. Die entsprechende Teilfläche der Altablagerungen (keine Bebauung) ist gemäß 
den Planunterlagen für zukünftige orientierende Untersuchungen zugänglich. Der nördliche Teil 
der Altlastenverdachtsfläche ist nicht Gegenstand der aktuellen Planung.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.  
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6. Stellungnahme der InfraServ GmbH Gendorf vom 06.04.2021 (Mail) 
 
Nicht betroffen.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

7. Stellungnahme der IHK für München und Oberbayern vom 24.03.2021 (Mail) 
 

Aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft ist es weiterhin ausdrücklich zu begrüßen, dass mit die-
sem Planvorhaben i. S. d. § 8 BauNVO zusätzliche gewerbliche Bau- und Erweiterungs-flächen 
geschaffen werden.  
 
Somit sind keine Anregungen oder Bedenken gegen den Bebauungsplan sowie gegen die Än-
derung des Flächennutzugsplanes vorzubringen.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  

 
 
 

8. Stellungnahme der Gemeinde Winhöring vom 25.03.2021  
 

Keine Äußerung. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 

9. Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Töging a. Inn 
vom 16.03.2021 
 
Bereich: Forsten 

 

Aus forstbehördlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Änderung des FNP, wenn 
nachfolgende Bebauungsplanungen die angrenzenden Waldflächen nicht beeinträchtigen.   
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

 
10. Stellungnahme der Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 

09.04.2021 (Mail) 
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Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH gegen die 
von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden 
sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Tele-
kommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

 
11. Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Traunstein vom 08.04.2021 
 
Mit der erneuten Vorlage der Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben ergeben sich keine weite-
ren wasserwirtschaftlich relevanten Sachverhalte.  
 
Wir weisen daher inhaltlich auf unsere bereits ergangene Stellungnahme vom 18.12.2020, Az. 
2-4621-AÖ-Tög-26866/2020.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Wir verweisen auf unseren Abwägungsvorschlag im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf vom 22.10.2020. 

 
 

12. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Bauleitplanung SG 51 vom 06.04.2021 

 
Sachgebiet 52 – Tiefbau 

 
Keine Äußerungen. 

 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  

 
Sachgebiet 52 – Hochbau 

 
Keine Äußerungen. 

 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Sachgebiet 53 – Landschaftspflege, Grünordnung und Gartenbau 

 
Keine Äußerungen. 

 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 

 
 

13. Stellungnahme der Regierung von Oberbayern vom 06.04.2021 

 



 
 
 Seite 14 
 

Die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde hat bereits mit 
Schreiben vom 21.12.2020 eine Stellungnahme zu o. g. Planung abgegeben. Auf diese 
Schreiben dürfen wir verweisen.  

 
Darin stellten wir fest, dass auf Basis der vorgelegten Unterlagen eine landesplanerische 
Bewertung nicht abschließend durchgeführt werden kann. Wir baten die Angaben zum 
Flächenbedarf (insb. Bedarfsermittlung Flächennutzungsplan, Gegenüberstellung der 
Flächenpotentiale) darzulegen. Darüber hinaus stellten wir fest, dass die Belange der 
Energieversorgung, von Natur und Landschaft sowie des Immissionsschutzes bei der 
Planung zu berücksichtigen seien.  

 
Die Planunterlagen wurden nach der ersten Beteiligung überarbeitet. U. a. wurde der Gel-
tungsbereich der Flächennutzungsplanänderung auf den Umgriff des Bebauungsplans 
beschränkt. Der Planbereich umfasst nun die Fl.-Nr. 1677/T, 1678 und 1679/T der Gemar-
kung Töging am Inn und hat eine Größe von ca. 3,2 ha. Im Vergleich zu dem im letzten 
Verfahrensschritt vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes wurde der Geltungsbereich 
um 0,7 ha vergrößert, um laut Planunterlagen einen besseren Anwohnerschutz zu ge-
währleisten (u. a. Abrücken der Gebäude, Lärmschutzwall) sowie eine großzügige Ein-
grünung zu erzielen. Weiterhin wurde in die Unterlagen ein Kapitel zu vorhandenen Flä-
chenpotentialen aufgenommen.  

 
 
Bewertung im aktuellen Verfahrensschritt 
 

Siedlungswesen 
Da das Plangebiet im vorliegenden Verfahrensschritt auf den Umgriff des Bebauungsplans be-
schränkt wurde und für diesen ein konkreter Vorhabenbezug besteht, kann der entsprechende 
Flächenbedarf in den Planunterlagen nachvollzogen werden.  
 
Wesentlich für die Bewertung der Planung ist zudem die Gegenüberstellung der geplanten Flä-
chen mit bestehenden Potenzialflächen, welche gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern 
(LEP) 3.2 Z vorrangig zu nutzen sind. Unter Kapitel 1.4 des Begründungstextes zur 15. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes wurden Angaben zu den Potenzialflächen der Stadt Töging 
aufgenommen. Gemäß den uns vorliegenden Informationen aus dem Rauminformationssystem 
handelt es sich hier jedoch nicht um eine vollständige Darstellung der Potenzialflächen. So be-
stehen nach unseren Informationen zahlreiche weitere Flächen, u.a. nördlich und südlich der 
Autobahn A94 sowie insbesondere nordöstlich des Bahnhofes, die im Flächennutzungsplan der 
Stadt Töging als Gewerbe- und Mischfläche dargestellt sind und somit als Flächenpotenziale 
gelten.  
 
Mit einer ergänzenden E-Mail vom 22.03.2021 (*) gibt die Stadt an, dass alle nicht unter Kapitel 
1.4 in der Begründung aufgeführten Flächenpotenziale für das Vorhaben zu klein und darüber 
hinaus auch nicht verfügbar seien, da sie in privater Hand seien. Die Potenzialfläche nordöstlich 
des Bahnhofs sei ebenfalls im Privateigentum und nicht erwerbbar. Auch sei die Fläche aus 
städtebaulicher Sicht wegen der nahegelegenen und massiveren Wohnbebauung (im Gegen-
satz zum vorgesehen Geltungsbereich) weniger geeignet. Es handelt sich um ein Mischgebiet, 
benötigt werde ein Gewerbegebiet. Die Angaben zu den bisher nicht aufgeführten Flächenpo-
tenzialen sowie eine konkrete und nachvollziehbare Begründung bzw. Gegenüberstellung, 
weshalb diese für die vorliegende Planung ebenfalls nicht in Betracht kommen, sind in die 
Planunterlagen mit aufzunehmen.  
 
Sofern Flächen aus Gründen der Verfügbarkeit oder Nutzbarkeit nicht als bestehende Potenzia-
le gewertet werden sollen, muss die Stadt gemäß der Auslegungshilfe des StMWi vom 
07.01.2020, Kapitel 3.2, entsprechende Mobilisierungsstrategien und die Ergebnisse der Um-
setzung dieser Strategien darlegen. Dies ist in den Planunterlagen ebenfalls noch zu ergänzen. 
Ggf. könnten bereits dargestellte, aber nicht zur Verfügung stehende Flächen (wie z.B. die in 
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den Planunterlagen genannte Fläche Fl.-Nr. 1965/T) aus dem Flächennutzungsplan wieder 
herausgenommen werden.  
 
Vorliegende Planung kann nur mit den Belangen des Siedlungswesens in Einklang gebracht 
werden, wenn eine Gegenüberstellung mit den vollständig aufgeführten Potenzialflächen er-
folgt, wenn dargelegt wird, weshalb diese für die vorliegende Planung nicht in Betracht kommen 
und wenn dargestellt wird, welche Mobilisierungsstrategien die Stadt zu deren Aktivierung ver-
folgt. Nur so kann dargelegt werden, dass keine anderen Flächen zur Verfügung stehen, welche 
vorrangig gegenüber der hier neuen Fläche zu nutzen wären.  
 
Hinsichtlich des Belangs zu flächensparenden Siedlungs- und Erschließungsformen verweisen 
wir auf unsere Stellungnahme vom 21.12.2020. 
 
Weitere berührte Belange 
Bezogen auf die Belange von Natur und Landschaft sowie des Immissionsschutzes erfolgte 
eine Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde sowie der unteren Immissions-
schutzbehörde. 
 
Hinsichtlich des Belangs der Energieversorgung verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 
21.12.2020. 
 
 
Ergebnis 

Die Planung kann nur bei Berücksichtigung der o.g. Belange des Siedlungswesens mit den Er-
fordernissen der Raumordnung in Einklang gebracht werden. Darüber hinaus wären die Belan-
ge der Energieversorgung, der Natur und Landschaft sowie des Immissionsschutzes bei der 
Planung weiterhin zu berücksichtigen.  

 
  
 
(*) ergänzende Mail vom 22.03.2021 der Stadt Töging am Inn 
 
nach Rücksprache mit dem Ersten Bürgermeister Dr. Tobias Windhorst und der Bauamtsleiterin 
Frau Dietzinger sind alle nicht unter Kapitel 1.4 Potenzialflächen der Begründung aufgeführten 
Grundstücke nicht verfügbar, da die privaten Grundstückseigentümer nicht verkaufsbereit sind.  
Die Grundstücke sind auch zu klein.  
Es wurden nur die Grundstücke aufgeführt, die aus unserer Sicht der Verwaltung annähernd 
denkbar gewesen wären.  
Das von Ihnen explizit angesprochene Grundstück Fl.Nr. 772 der Gemarkung Töging a. Inn, 
Nähe Weichselstaße mit 21.472 m², ist ebenfalls nicht erwerbbar.  
Ein Bauwerber, welcher dort einen Lebensmitteldiscounter errichten wollte, konnte das Vorha-
ben nicht verwirklichen, weil er das Grundstück nicht erwerben konnte. Der Eigentümer wollte 
nicht verkaufen.  
Auch ist das Grundstück auch aus städtebaulicher Sicht wegen der nahegelegenen und massi-
veren Wohnbebauung (im Gegensatz zum vorgesehenen Geltungsbereich) weniger geeignet.  
Es handelt sich um ein Mischgebiet (laut Darstellung Flächennutzungsplan), benötigt wird ein 
Gewerbegebiet.  
Der jetzt vorgesehene Geltungsbereich schließt sich an ein Industriegebiet an und ist deshalb 
u.a. geeigneter.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  

 

zu Siedlungswesen:  
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Die Angaben zum Flächenbedarf werden in der Begründung weiter ausgeführt. Eine vollständi-
ge Gegenüberstellung möglicher Potenzialflächen wurde ergänzt. Ebenso eine Mobilisierungs-
strategie der Stadt Töging. 

Vorhandene Potenzialflächen in ausreichender Dimensionierung sind gem. Stadt Töging nicht 
vorhanden. Die Flächen im Industriegebiet sind zu klein, zu weit verteilt und in privater Hand. 
Die Flächen an der Autobahn sollen den dort bestehenden Betrieben zur Erweiterung zur Ver-
fügung stehen. 

 

zu Weitere berührte Belange: 
Wird zur Kenntnis genommen (siehe hierzu auch Punkt 15. Stellungnahme des Landratsamtes 
Altötting – Untere Immissiosschutzbehörde vom 09.04.2021 und Punkt 16. Stellungnahme des 
Landratsamtes Altötting – Untere Naturschutzbehörde vom 12.04.2021) 

 

 
 

14. Stellungnahme der Handwerkskammer für München und Oberbayern vom 06.04.2021 

 
Wir hatten bereits am 22. Dezember 2020 eine grundsätzliche Stellungnahme abgegeben, die 
wir hiermit aufrechterhalten wollen.  
Die sich im Verfahrensverlauf ergebenen Änderungen sind aus unserer Sicht nicht weiter von 
Belang. Wir begrüßen weiterhin das wirtschaftsfreundliche Handeln der Stadt Töging.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 

15. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Untere Immissionsschutzbehörde vom 
09.04.2021 

 
Beurteilung 

 
Lichtemissionen: 
Der Reduzierung von Lichtemissionen ist unter Ziffer 13 sowie unter Ziffer der textlichen Fest-
setzungen Rechnung getragen.  
 
Lärm: 
Im Rahmen des Schalltechnischen Gutachtens Nr. S2009089 rev. 1 der GeoPlan GmbH vom 
15.02.2021 wurde eine Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 vorgenommen. Dabei wur-
de der Geltungsbereich in vier Teilflächen (GE1-4) unterteilt und die Emissionskontingente LEK 
mit entsprechend über Richtungssektoren definierten Zusatzkontingenten für die jeweiligen Teil-
flächen so festgelegt, dass die Immissionsrichtwerte gemäß Ziff. 6.1 der TA Lärm an den maß-
geblichen Immissionsorten um mindestens 10dB(A) unterschritten werden. Somit befinden sich 
die maßgeblichen Immissionsorte gemäß Ziff. 2.2 der TA Lärm nicht im Einwirkungsbereich des 
geplanten Gewerbegebietes, wodurch keine Betrachtung der Vorbelastung an den maßgebli-
chen Immissionswerten erforderlich ist. Für die Immissionswerte in der Innstraße (IO 1 und IO 
2) wurden die Immissionsrichtwerte für ein allgemeines Wohngebiet herangezogen.  
 
Unter Einhaltung der Festsetzungen zum Immissionsschutz sind in schalltechnischer Sicht an 
den maßgeblichen Immissionsorten keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ zu erwarten. Dennoch wird auf 
die Lärmimmissionen durch die bestehenden Gewerbe- und Industriebetriebe an den nahege-
legenen Immissionsorten hingewiesen.  
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Die Hinweise aus der Stellungnahme vom 22.10.2020 wurden berücksichtigt.  
 
Rechtsgrundlagen: 
BImSchG, DIN 18005, DIN 45691, 16. BImSchV, TA Lärm, BayImSchG, BayNatSchG, Hinwei-
se zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Länder- Arbeits-
gemeinschaft für Immissionsschutz (LAI), Seveso-III-Richtlinie 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.  
 

 
 
 

16. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Untere Naturschutzbehörde vom 
12.04.2021 

 
Einwendungen 
 
Die grundsätzlichen Einwendungen gegen die Ausweisung eines Gewerbegebietes in der In-
naue aus der naturschutzfachlichen Stellungnahme vom 22.12.2020 werden aufrechterhalten. 
Das betroffene Gelände gehört standörtlich vollständig zum Bereich der Innaue auch wenn auf 
der überplanten Fläche seit der Regulierung des Flusses landwirtschaftliche Nutzung erfolgt.  
 
Die Töginger Au ist im Arten- und Biotopschutzprogramm als Schwerpunktgebiet des Natur-
schutzes festgelegt. Aus Sicht des Naturschutzes geht es dabei um Bewahrung von Potentialen 
der Landschaft z.B. als Erholungsraum oder Biotopverbundflächen für zukünftige Generationen.  
 
Gemäß Art. 19 BayNatSchG soll ein Netz räumlich bzw. funktional verbundener Biotope ge-
schaffen werden, dass bis 2030 mindestens 15 % Offenland umfassen soll. Eine weitere Be-
bauung im Schwerpunktgebiet Töginger Au angrenzend an überregional bedeutsame Biotopflä-
chen widerspricht diesem Ziel.  
 
Auch wenn die Flächen der Flächennutzungsplanänderung auf die Fläche des geplanten Ge-
werbegebietes „Mitterwehrt“ reduziert worden ist, stellt die Neuansiedlung eines Gewerbegebie-
tes in einem Naturraum mit Entwicklungspotenzial für Natur, Landschaft und Erholung eine 
Fehlentwicklung dar. Somit wird auch der Druck für eine neue Erschließung erhöht.  
 
 
Möglichkeiten der Überwindung 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht sollen der Flächennutzungs- und Landschaftsplan der Stadt 
Töging am Inn fortgeschrieben werden, um geeignete Standorte für Neuansiedlung von Gewer-
be zu ermitteln.  
 
Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen 
 
Zur Abschätzung der Potenzialflächen in der Begründung zur Flächennutzungsplanänderung 
(Punkt 1.4): Östlich der Pleiskirchener Straße ist ein geeigneter Standort mit Autobahnan-
schluss für den Gewerbebetrieb (Flurnummer 1941). 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Bzgl. der Einwendungen wird nochmal auf die Abwägung zum Vorentwurf verwiesen, die nach 
wie vor gültig sind: 
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„Die Eingriffsfläche befindet sich am Rande, aber nicht innerhalb der Innaue. Aufgrund der 
Flussregulierungsmaßnahmen ist der Bereich nördlich des Innkanales von der natürlichen 
Auedynamik abgekoppelt. 
Das Ziel eines Biotopverbundes auf 15% im Offenland kann auch mit der vorliegenden Planung 
erreicht werden. Es werden umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen im Umfeld festgesetzt.“ 
 
Eine Fortschreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes wäre für zukünftige bauliche 
Entwicklung der Stadt Töging in den nächsten 10-15 Jahren sicherlich sinnvoll und würde nach-
folgende Planungen vereinfachen. Ob dies gewollt ist sollte im Stadtrat diskutiert werden. 
 
Die Fläche mit der Flurnr. 1941 südlich der Autobahn ist im Flächennutzungsplan als landwirt-
schaftliche Nutzfläche dargestellt. In der Potentialflächenanalyse wurden 13 andere Standorte 
im Stadtgebiet geprüft, welche als Gewerbegebiet im Flächennutzungsplan ausgewiesen sind. 

 
 
 

17. Stellungnahme der Gemeinde Teisnach vom 01.04.2021 
 

Keine Äußerung. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.   
 
 
 

18. Stellungnahme der KEN-IS GmbH & Co. KG und der Stadtwerke Mühldorf am Inn 
GmbH & Co. KG vom 15.03.2021 
 

Keine Einwände.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

19. Stellungnahme des BUND Naturschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Altötting vom 
11.04.2021 

 

Aufgrund der mangelhaften Ausgleichsplanung lehnen wir die Änderung des Flächennutzungs-
planes und den damit einhergehenden Bebauungsplan Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ wei-
terhin ab. 
 
Begründung: 
Ausgleichsfläche A1 ist ebenfalls als nicht wirksam zu beurteilen, weil sie ziemlich isoliert zwi-
schen Industrie- und neuem Gewerbegebiet liegt. Wie sollen die Amphibien gefahrlos dahin 
kommen? Der Landlebensraum der Amphibien liegt im südöstlich gelegenen Auwald und am 
Bahndamm. Die Amphibien müssten durchs neue Gewerbegebiet oder entlang der Straße 
wandern, um zum neuen Gewässer zu kommen. Hierdurch erhöht sich das Tötungsrisiko für die 
Amphibien im erheblichen Maße, was rechtlich unzulässig ist. Die Ausgleichsfläche A1 darf nur 
dann als Amphibienhabitat ausgewiesen werden, wenn sie im südöstlichen Teil des neuen Ge-
werbegebietes angelegt wird. Dann besteht ein Anschluss an den Landlebensraum und die Tie-
re können ungehindert und gefahrlos an- und abwandern. 
 
Dasselbe gilt für die Reptilienhabitate im Norden und Westen des geplanten Gewerbegebiets. 
Diese liegen isoliert und unerreichbar zwischen Gewerbegebiet und Acker- bzw. Depotflächen 
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und können somit wie die geplanten "Amphibienflächen" ihre angedachte Funktion als Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten nicht erfüllen. Alle "Reptilienhabitate" sollten demnach ebenfalls 
im südöstlichen Teil des neuen Gewerbegebietes angelegt werden. 
 
Das bedeutet: alle Gebäude möglichst in den westlichen Teil des BP-Geltungsbereichs rücken 
und alle geplanten Amphibien- und Reptilienflächen im südöstlichen Bereich anlegen (dadurch 
ist auch sicher gewährleistet, dass die biotopkartiere Gleisfläche zu keinem Zeitpunkt beschattet 
wird). Nur so könnte man aus natur- und artenschutzfachlicher Sicht das Gewerbegebiet akzep-
tieren. 
 
 
Ausgleichsfläche A3 auf Fl.-Nr. 2125: Entwicklung einer Brenne? / Mähwiese? 
durch Aushagerung des intensiv genutzten Grünlands; Faktor 1,0. 
 

Im Maßnahmenplan wird in den planlichen Festsetzungen bei der Fläche A3 nach wie vor „Ent-
wicklung einer Brenne“ angegeben, während in den textlichen Festsetzungen von der „Entwick-
lung einer artenreichen Mähwiese“ die Rede ist. Was stimmt denn nun? 
 
Aber auch die Entwicklung einer artenreichen Mähwiese wird nicht mit der vorgesehenen Vor-
gehensweise (3 Jahre lang 3schürige Mahd) gelingen. Eine Studie der Landesanstalt für Um-
weltschutz Baden-Württemberg (2012) hat ergeben, dass die Abnahme der Produktivität auf 
den langfristig erzielbaren Ertrag einer Fläche frühestens nach 6 Jahren erreicht wird. Solange 
der Nährstoffgehalt nicht drastisch abgesenkt wurde, ist auch eine Mähgutübertragung zur Art-
anreicherung völlig sinnlos, da die magerliebenden Pflanzen nicht gedeihen können. 
Insofern ist diese Ausgleichsmaßnahme weiterhin als völlig ungeeignet und unzureichend zu 
beurteilen. 
 
Hinzu kommt, dass die Ausweisung dieser Fläche als Ausgleichsfläche widerrechtlich erfolgt: 
 
Mit ca. 2000 m² Fläche liegen fast zwei Drittel der insgesamt ca. 2.800 m² großen Ausgleichs-
fläche im gesetzlich geschützten Biotop Nr. 7741-0084-001 „Töginger Au“ (s. u.). Die Auswei-
sung von Ausgleichsflächen in geschützten Biotopen ist jedoch nicht zulässig, da diese i. d. R. 
bereits besonders hochwertige Lebensräume 
darstellen, welche zudem durch den gesetzlichen Schutz längst gesichert sind. 
 
Genauso unzulässig ist es, die Wiederherstellung beeinträchtigter gesetzlich geschützter Bioto-
pe als Ausgleichsmaßnahme geltend zu machen. Für die Wiederherstellung beeinträchtigter 
geschützter Biotope ist der Schadensverursacher zur Verantwortung zu ziehen. Gemäß §30 
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheb-
lichen Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope führen, verboten. 
Folglich hat im vorliegenden Fall der Nutzer des Flurstücks Fl.-Nr. 2125 gemäß §69 Abs. 3 Nr. 5 
BNatSchG ordnungswidrig gehandelt, da er aufgrund seiner intensiven Bewirtschaftung vor-
sätzlich oder fahrlässig entgegen §30 Abs. 2 BNatSchG Teile eines gesetzlich geschützten Bio-
tops erheblich beeinträchtigt hat. Diese Ordnungswidrigkeit kann gemäß §69 Abs. 6 Satz 1 
BNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 50.000 EUR geahndet werden. 
 
Die BN-Kreisgruppe AÖ erwägt, wegen dieser Ordnungswidrigkeit Anzeige gegen Unbekannt 
bei den zuständigen Behörden erstatten! 
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Da an diesem Standort nur ca. 800m² Fläche für Ausgleichsmaßnahmen infrage kommt, müs-
sen die restlichen 2000 m² an einem anderen Standort ausgewiesen werden. 

 
 
Abwägungsvorschlag: 

Zur Ausgleichsfläche A1: 

Im westlichen Wald wurden 2019 Amphibientümpel angelegt und als Ausgleichsfläche der VAW 
genutzt. In Absprache mit der UNB sollen diese Gewässer um stärker besonnte Gewässer er-
weitert werden, was im Rahmen der Ausgleichsfläche A1 erfolgen soll. Im derzeitigen Zustand 
werden keine geeigneten Wanderrouten zwischen dem westlich gelegenen Gehölz und dem 
Auwald gesehen. Hier müssten mind. 150 m vollkommen ungeschützten Weges innerhalb einer 
Nacht zurückgelegt werden, währenddessen die Tiere für nächtliche Beutegreifer auf dem Prä-
sentierteller sitzen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Anlage der Ausgleichsfläche A1 nicht 
erforderlich ist, um die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumli-
chen Zusammenhang zu gewährleisten. 

 
Zu den Reptilienhabitaten 
Die Reptilienflächen nördlich von Baufeld 2 sind über die angrenzenden Grünflächen (Wiesen 
und Gehölze) mit den Flächen im Südosten verbunden. Eine isolierte Lage wird hier nicht gese-
hen. Auch die Flächen im Westen sind grundsätzlich über diese Grünflächen erreichbar (Maß-
nahmen M1 und M4). Die Anlage der Habitate an dieser Stelle wird nicht als erforderlich zur 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gem. §44 BNachtSchG gesehen. Sie dienen der allge-
meinen Habitatanreicherung, von welcher mehr Arten als nur Reptilien profitieren (bspw. Wild-
bienen oder andere Insektenarten). Hintergrund ist das Ziel, Trittsteine zu schaffen, an welche 
auch mögliche weitere Vorhaben jeglicher Art im nahen Umfeld anknüpfen können. Auch wenn 
die Flächen im Westen derzeit möglicherweise keine hohe Funktion für die Reptilienbestände 
im Südosten des Vorhabens haben werden, so ist das grundsätzliche zur Verfügung stellen 
verschiedener Habitatstrukturen zu begrüßen. Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass die 
Errichtung der Reptilienhabitate in erster Linie der Verbindung des Lebensraums im Bereich der 
Gleise mit den im Norden befindlichen Flächen dient und diese nicht abgeschnitten werden. 
Eine zwingend erforderliche Verbindung darüber hinaus ist aufgrund fehlender Reptilienhabitate 
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in der Umgebung nicht gegeben. Dies erfolgt über die Grünflächen ganz im Südosten des Vor-
habens ausreichend. Alle weiteren Maßnahmen dienen der Förderung einer vom Vorhaben 
nicht beeinträchtigten Population. 
 
Zur Verlagerung der Planung nach Westen: 
Wir haben die Gebäude in den östlichen Teil verschoben und komprimiert, da sich im Westen 
die Altlasten befinden und aufgrund der Lärmproblematik dies ein Entgegenkommen zu den 
berechtigten Interessen der Anwohner war. Trotzdem wurde im Vergleich zum Vorentwurf et-
was vom Bahngleis abgerückt und eine Verbindung zwischen dem Gleisdreieck und der freien 
Feldflur geschaffen. 
 
Ausgleichsfläche A3: 
Aufgrund des Bodenschutzgesetzes ist ein Bodenabtrag nicht mehr zulässig, der zur Entwick-
lung einer „Brenne“ erforderlich wäre. Deshalb wird hier analog der Ausgleichsfläche A2 die 
Entwicklung einer artenreichen Mähwiese angestrebt. Dies wurde auch so mit der Unteren Na-
turschutzbehörde abgestimmt. 
Obwohl ein Teil der Fläche mit der amtlichen Biotopkartierung überlagert wird, ist der tatsächli-
che Ausgangszustand 2020 Intensivgrünland. Dazu kommt, dass diese Fläche komplett als 
Feldstück ausgewiesen ist und von daher gemäß Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde als Ausgleichsfläche in Frage kommt. 
 
 

20. Stellungnahme von Maria und Jürgen Kopeczek vom 11.04.2021 

 
Zur weiteren Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ vom 02. 
März 2021, nehmen wir zu unserem Schreiben vom 17. Dezember 2020 ergänzend Stellung-

nahme. Hierbei gehen wir auch auf die neuen Dokumente > Bebauungs- und Grünordnungs-
plan Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ mit Datum 25.02.21 sowie > Schalltechnisches Gut-
achten Nr. S2009089 rev. 1 vom 15.02.21 entsprechend ein. 
 
Entfernung Gewerbegebiet zur Wohnbebauung 
 
In der öffentlichen Stadtratssitzung sowie in der Anliegerversammlung wurde von Änderungen 
in Bezug der Gebäude Anordnung und des Abrückens des Lärmschutzwalls entfernt zur Wohn-
bebauung berichtet. Dies werten wir als direkt betroffene Anlieger vorerst als positiv. So ist zwi-
schen dem bestehenden Wald (westlich des Gewerbegebietes, Flurstück 1677/2) und des ge-
planten 15 Meter breiten Lärmschutzwalls, eine 40 Meter breite Ausgleichsfläche vorgesehen. 
Somit sollte sich eine tatsächliche Abstandsfläche von 55 Metern ergeben (von Flurstück 
1677/2). 
 
Schalltechnisches Gutachten 
 
Das „neue“ Schalltechnische Gutachten nehmen wir dahingehend zur Kenntnis, dass sich ge-
wisse Werte gegenüber vom ersten Gutachten unterscheiden. Hier möchten wir in Frage stel-
len, inwiefern sich diese auf die direkten Anwohner auswirken. Wir gehen davon aus, dass sich 
die Änderungen positiv für uns darstellen.  
 
Infrastruktur – „Direkte“ Anbindung an das Gewerbegebiet Mitterwehrt durch Industriepark Inntal 
über Trasse Industriegleis 
 
Die ausgesprochene Hoffnung seitens Stadt, an die von der Belastung Kraftverkehr-Betroffener, 
sind für uns nicht nachvollziehbar. So haben wir bereits in der öffentlichen Stadtratssitzung und 
Anliegerversammlung bemängelt, wie es hierzu kommen kann, einen zweiten Schritt vor dem 
ersten erfolgen zu lassen…!? 
 
Für eine direkte Anbindung sollte noch ein „weiter Weg“ bevorstehen.  
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Umweltschutz, Situation verschiedener Grundstückseigentümer, Finanzierung u. Genehmigun-
gen etc., all diese Themen unseres Wissens nach mit unsicherem Ausgang.  
 
Unserem Empfinden nach, versucht man hier klar „das Pferd von hinten aufzuzäumen“.  
 
Tatsache auch, dass es sich hierbei um ein weitaus tragenderes Thema handelt, welches nicht 
nur die direkten Anwohner des Gewerbe- und Industriegebietes tendiert, sondern auch die Bür-
ger der entsprechenden Verkehrsführung innerhalb der Stadt, den Straßen sowie Säckel für 
den Unterhalt aufgrund den Gegebenheiten überhöht belasteter Straßennutzung.  
 
Dass der dringende Bedarf einer direkten Verkehrsführung seit längerem besteht, sind sich 
nach unserer Auffassung alle einig. Wie angesprochen wird durch die Schaffung eines Gewer-
begebietes der Verkehr nochmals bemerklich zunehmen. Der Aspekt ist in unserem Empfinden 
hinsichtlich der aktuellen Gegebenheiten als zu wenig berücksichtigt und nicht als zu Ende ge-
dacht zu bewerten.  
 
Eine offizielle Verkehrsschau mit Unterlegung von Zahlen nach Informationen der öffentlichen 
Stadtratssitzung steht aus. Hier auch unklar, zu welchen Zeiten und Messpunkten diese geplant 
wäre und zu dessen Zwecken diese nun noch dienen würde. Die Umsetzung des Gewerbege-
biets sollte ja bereits beschlossene Sache sein und würde somit nicht mehr als entsprechender 
Grundlagepunkt für eine objektive Bewertung einfließen können.  
 
Eine Umfirmierung des Straßennamens Innstraße in Aluminiumstraße in Richtung Kläranlage 
und Betonwerk Schwarz, sollte die Sache bezüglich eines fehlgeleiteten Schwerlastverkehrs 
erledigen. Weiter würde eine Stilllegung des Straßenabschnittes (vor Spedition Pongratz) und 
Verlagerung des Lärmschutzwalls entsprechende Lösungen für die Anwohner in diesem Be-
reich schaffen.  
 
 
 
Abwägungsvorschlag: 

zu Entfernung Gewerbegebiet zur Wohnbebauung: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich. 

 

zu Schalltechnisches Gutachten: 
Es sind nach wie vor ähnliche Werte wie beim bestehenden Gutachten an den Immissionsorten 
zulässig. Durch die Berücksichtigung eines Abschlages von - 10 dB(A) zu den Immissionsricht-
werten eines allgemeinen Wohngebietes (gemäß Flächennutzungsplan wären die Wohnhäuser 
in der Innstraße als Mischgebiet eingestuft) wird sichergestellt, dass sich die Immissionsorte 
nicht mehr im Einwirkbereich der geplanten Anlage befinden. 

 

zu Infrastruktur – „Direkte“ Anbindung an das Gewerbegebiet Mitterwehrt durch Industriepark 
Inntal über Trasse Industriegleis: 
Eine mögliche neue Zufahrt zum gesamten Industriepark muss weiterhin durch die Stadt Töging 
beurteilt werden. Hierfür wäre ein eigenständiges Verfahren notwendig, welches nicht im Rah-
men des vorliegenden Verfahrens behandelt werden kann. 

Auch Änderungen im Bereich Verkehrslenkung / Straßenführung (inkl. möglicher Tempobe-
schränkungen und besserer Kontrollen) können nicht im Rahmen dieses Verfahrens behandelt 
werden.  

 

 
Von einer erneuten Beteiligung kann abgesehen werden, da der Entwurf nach Auslegung nur in 
Punkten geändert worden ist, zu denen die betroffenen Bürger sowie die Träger öffentlicher 
Belange zuvor Gelegenheit zur Stellungnahmen hatten und die entweder auf ausdrücklichen 
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Vorschlag beruhen, auch Dritte nicht abwägungsrelevant berühren, oder nur eine Klarstellung 
von im ausgelegten Entwurf bereits enthaltenen Festsetzungen bedeuten. 
 
Der Bebauungsplans Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ wird im Parallelverfahren gemäß § 8 
Abs. 3 BauGB aufgestellt. 
 
Der Stadtrat beschließt einstimmig, den Abwägungsvorschlag der Verwaltung zu billigen 
und die 15. Flächennutzungsplanänderung mit Begründung und Umweltbericht jeweils in 
der Fassung vom 22.04.2021 festzustellen. 
 
Der Stadtrat beschließt einstimmig von einer erneuten Beteiligung abzusehen, da der 
Entwurf nach Auslegung nur in Punkten geändert worden ist, zu denen die betroffenen 
Bürger sowie die Träger öffentlicher Belange zuvor Gelegenheit zur Stellungnahmen hat-
ten und die entweder auf ausdrücklichen Vorschlag beruhen, auch Dritte nicht abwä-
gungsrelevant berühren, oder nur eine Klarstellung von im ausgelegten Entwurf bereits 
enthaltenen Festsetzungen bedeuten. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:5 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja 19  Nein 0    

 

 
Bebauungsplan Nr. 51 "Gewerbegebiet Mitterwehrt" 
Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Satzungsbeschluss 
 

 
Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 25.02.2021 den Bebauungsplanentwurf Nr. 51 „Gewerbe-
gebiet Mitterwehrt“ mit Begründung und Umweltbericht in der Fassung von jeweils den 
25.02.2021 gebilligt und die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom Donnerstag, den 
11. März 2021 bis zum Montag, den 12. April 2021 statt. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes, die Begründung mit dem Umweltbericht, der Bestandsplan 
zum Bebauungs- und Grünordnungsplan, die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP), der 
Maßnahmenplan externe Ausgleichsfläche (alle jeweils Fassung vom 25. Februar 2021), das 
schalltechnische Gutachten der GEOPLAN GmbH Planung und Beratung für Geotechnik, 
Raumordnung und Ökologie aus Osterhofen (Fassung vom 15.02.2021, Nr. S2009089 rev. 1), 
das Untersuchungsergebnis der Beprobung von Auffüllböden der KDGeo Czeslik Hofmeier + 
Partner Ingenieurgesellschaft für Geotechnik mbH aus München (Fassung vom 15.02.2021, Nr. 
KDGeo 141-21L) inklusive des Prüfberichts der SYNLAB Analytics & Services Germany GmbH 
aus Augsburg (Fassung vom 27.01.2021, Prüfbericht Nr. UAU-21-0007070/01-1) und der Über-
flutungsnachweis (Fassung vom 22.02.2021) lagen in der Zeit öffentlich aus. 
 
Den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde mit E-Mail vom 09. März 2021 
bis zum Montag, den 12. April 2021 Zeit gegeben, eine Stellungnahme abzugeben (§ 4 Abs. 2 
BauGB). 
 
Die Verwaltung hat folgende Abwägung erstellt: 
 

21. Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Töging a. Inn 
vom 11.03.2021 
 
Bereich: Landwirtschaft 

 
Gegen die o.g. 15. Flächennutzungsplanänderung und gleichzeitig Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 51 bestehen von Seiten des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Töging a. Inn – Bereich Landwirtschaft - keine weiteren Einwendungen.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.  
 
 

22. Stellungnahme von VERBUND Innkraftwerke GmbH vom 17.03.2021 
 



 
 
 Seite 25 
 

Das Fernsteuerkabel unserer Gesellschaft verläuft durch das Planungsgebiet bzw. das vorge-
sehene Bebauungsgebiet. Eine Rücksprache mit unserem Herrn Meisenecker (Tel.-Nr. 08631 
391455) ist daher zwingend erforderlich.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Der Bauherr wird darauf hingewiesen, sich mit Herrn Meisen-
ecker in Verbindung zu setzen.  

 
 
 

23.  Stellungnahme der Strotög GmbH vom 17.03.2021 
 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage:  
 
20 kV-Kabel (Planauskunft über Bayernwerk Netz GmbH Eggenfelden) 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine Abwägung erforderlich.  
 
 
 

24. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Bodenschutz vom 16.03.2021 

 
Bodenschutz: 
 
Im Geltungsbereich der 15. Flächennutzungsplanänderung bzw. des Bebauungsplanes Nr. 51 
„Gewerbegebiet Mitterwehrt“ befindet sich randlich die Altlastenverdachtsfläche „Innwerk II“ 
(Katasternummer 17100990). Überprüfungen im Altlasten-, Bodenschutz- und Deponieinforma-
tionssystem (ABuDIS) des Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) ergaben, dass auf den 
Grundstücken Fl.Nr. 1676 und 1677 der Gemarkung Töging a. Inn eine wohl zusammenhän-
gende Altablagerung mit vorgenannter Bezeichnung und Katasternummer existiert; vgl. hierzu 
die beiden Anlagen (ABuDIS-Flächenbericht, Flurkarte von ca. 1973 mit handschriftlicher 
Zeichnung).  
 
Im Schreiben der Stadt Töging a. Inn an das Landratsamt Altötting vom 06.09.1973, dem ein 
Übersichtsplan zur Erhebung der Abfallgruben in der Stadt Töging a. Inn (Stand: 01.08.1973) 
beilag, wurden für die beiden vorgenannten Grundstücke folgende Angaben gemacht: 1676 – 
Eigentümer: Stadt Töging a. Inn – „Unland, das wild aufgefüllt wird“; 1677 – Eigentümer: Inn-
werk AG Töging a. Inn – „Böschung, die wild aufgefüllt wird“.  
 
Auf dem Übersichtsplan für das Gebiet der Stadt Töging a. Inn zur Erstellung eines Altlastenka-
tasters vom 07.01.1985 war die gegenständliche Altlastverdachtsfläche nicht aufgeführt.  
 
Die gegenständliche Altlastenverdachtsfläche wurde bislang nicht ausreichend historisch er-
kundet oder orientierend untersucht. Der tatsächliche Umgriff der Altablagerungsfläche ist des-
halb nicht hinreichend bekannt. Die dem Landratsamt Altötting vorliegenden Daten der vorge-
nannten Altlastenverdachtsfläche sind abschließend in der nachstehenden Tabelle aufgeführt: 
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Das Landratsamt Altötting kann nicht ausschließen, dass auch auf benachbarten Grundstücken 
vereinzelt Altlasten oder Schadstoffbelastungen vorhanden sind, die lediglich noch nicht be-
kannt geworden sind. 
 
 
Rechtsgrundlagen: 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), Altlastverdachtsfläche i.S. § 2 Abs. 6 BBodSchG 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
Bayerisches Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) 
Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Bodenschutz- und Altlastenrechts in Bayern (Bay-
BodSchVwV) 
Möglichkeiten zur Überwindung: 
 
Bei der Altlastenbearbeitung durch das Landratsamt Altötting werden vorrangig insbesondere 
Altlastverdachtsflächen erkundet, bei denen aufgrund tatsächlicher Umstände der Verdacht auf 
ein erhebliches Gefährdungspotenzial insbesondere für den Wirkungspfad Boden – Gewässer 
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besteht, oder bei denen es sich um Altablagerungen, insbesondere stillgelegte gemeindliche 
Mülldeponien handelt, deren Erkundung und Sanierung durch die Gesellschaft zur Altlastensa-
nierung in Bayern mbH (GAB) finanziell und fachlich unterstützt wird. Die Auswahl dieser Alt-
lastverdachtsflächen für orientierende Untersuchungen erfolgt gemeinsam durch das Wasser-
wirtschaftsamt Traunstein und das Landratsamt Altötting auf fachlich begründeter Basis für das 
gesamte Landkreisgebiet und ohne Berücksichtigung der jeweiligen kommunalen Finanzkraft. 
 
Die gegenständliche Altlastenverdachtsfläche befindet sich derzeit nicht unter den hochprioritä-
ren Altablagerungen und sollte voraussichtlich erst in einigen Jahren untersucht werden (orien-
tierende Untersuchung). Eine Sanierung ist derzeit nicht geboten.  
 
In diesem Zusammenhang dürfen wir auf das bei der Altlastenbearbeitung durch das Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG), die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV), das Bayerische Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) und die hierauf bezogenen 
Verwaltungsvorschriften – ausgehend von einer jeweiligen Gefahrenvermutung - vorgegebene, 
mehrstufige, schrittweise Vorgehen - Erfassung, historische Erkundung, orientierende Untersu-
chung sowie ggf. Detailuntersuchung, Sanierungsuntersuchung, Sanierungsplanung und Sanie-
rung – hinweisen.  
 
Sollte die gegenständliche Altlastverdachtsfläche, die aufgrund ihres derzeitigen Status noch 
nicht zur behördlichen Untersuchung (Historische Erkundung, Orientierende Untersuchung) 
ansteht, die Planungen behindern, wird empfohlen, vor der geplanten Nutzung der genannten 
Grundstücke zur endgültigen Klärung der Bestätigung (Erhärtung) bzw. Nichtbestätigung des 
Altlastenverdachts (Entlassung) zeitnah eine orientierende Untersuchung durch einen nach § 
18 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zugelassenen Sachverständigen auf Kosten der 
Stadt Töging a. Inn und/oder des Pflichtigen (z.B. Betreiber) durchführen zu lassen. 
 

Die orientierende Untersuchung einer Altlastverdachtsfläche besteht aus örtlichen Untersuchun-
gen, insbesondere Schadstoffmessungen im Deponiekörper. Im Rahmen dieser Unter-
suchungen soll festgestellt werden, ob konkrete Anhaltspunkte für einen hinreichenden Ver-
dacht schädlicher Bodenveränderungen oder einer Altlast bestehen, damit die Ermittlungen 
entweder auf der Stufe der Detailuntersuchung durch den Pflichtigen (z.B. Betreiber) weiterge-
führt werden können oder das Grundstück nutzungsorientiert aus dem Verdacht entlassen wer-
den kann. Fachliche Auskünfte hierzu erteilt auch das zuständige Wasserwirtschaftsamt Traun-
stein, Rosenheimer Str. 7, 83278 Traunstein, Telefon 0821/70655-0. 
 
Grundsätzlich haben die altlastentechnische Erkundung sowie ggf. Sanierung oder Sicherung 
der Altablagerungsfläche Vorrang gegenüber der geplanten Nutzung. Als Ergebnis der boden-
schutzrechtlichen Untersuchungen sollten in Abhängigkeit der vorgefundenen Belastungssitua-
tion ggf. nutzungs- und planungsbezogene Handlungsempfehlungen ausgearbeitet werden. 
 
Bei bautechnischen Eingriffen in den Untergrund im Bereich der gegenständlichen Altablage-
rung sind wegen potenzieller Explosionsgefahr und Erstickungsgefahr durch Deponiegase ge-
eignete Überwachungs- und Sicherungsmaßnahmen zu treffen. Ausgehobenes Bodenmaterial 
ist kontaminationsbedingt als Abfall entsprechend der geltenden abfallrechtlichen Vorschriften 
zu untersuchen, zu behandeln und zu entsorgen. Hinsichtlich arbeitsschutzrechtlicher Bestim-
mungen bei Arbeiten im kontaminierten Bereich wird auf die entsprechenden gefahrstoffrechtli-
chen Regelungen hingewiesen. Falls Ablagerungen angetroffen werden, ist ein Untersuchungs-
/Entsorgungskonzept mit dem Wasserwirtschaftsamt Traunstein und dem Landratsamt Altötting 
abzustimmen. 
 
Strategische Punkte/Linien waren im 2. Weltkrieg häufig Ziele von Luftangriffen. Bei Kriegsende 
wurden häufig von abrückenden deutschen Truppen Waffen und Munition irgendwo vergraben 
oder weggeworfen. Auch im gegenständlichen Planungsbereich ist nicht völlig auszuschließen, 
dass Bombardierungen stattgefunden haben oder Kampfmittel im Boden existieren. Um recht-
zeitig Maßnahmen zu ergreifen, um Bauarbeiten nicht zu gefährden oder zu verzögern, emp-
fiehlt es sich, rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten eine historische Erkundung und gegebe-
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nenfalls eine Gefährdungsanalyse hinsichtlich des Blindgängerrisikos durchzuführen. Auskünfte 
über Kriegseinwirkungen und Kampfmittelfunde können bei örtlichen Kommunalverwaltungen 
und zuständigen Polizeidienststellen eingeholt werden. Ziel der Klärung des Kampfmittelver-
dachts ist es, im Vorfeld von Geländearbeiten Sicherheit über die Kampfmittelfreiheit zu erhal-
ten bzw. eventuell über notwendige Kampfmittelsucharbeiten zu entscheiden. Bei konkretem 
Verdacht hat eine Begleitung der Geländearbeiten durch einen Kampfmittelsuchdienst bzw. 
eine Kampfmittelsuche vor Ort (Befähigungsscheininhaber nach § 20 Sprengstoffgesetz) zu 
erfolgen. 
 
Altlastenuntersuchungen (Entnahme und Untersuchung von Proben), die im Rahmen der Bau-
leitplanung der Gemeinde notwendig sind, um die Eignung der für eine Bebauung vorgesehe-
nen Fläche festzustellen, obliegen nicht dem Wasserwirtschaftsamt, sondern sind Sache der 
Gemeinde (Nr. 4.1.1.4 Abs. 3 Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Bodenschutz- und Altlas-
tenrechts in Bayern (BayBodSchVwV)). Diesbezüglich wird auf das Schreiben des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern, Oberste Baubehörde, an die Regierungen und Unteren Bauauf-
sichtsbehörden vom 18.04.2002 (Az.: IIB5-4611.110-007/91) und die dort genannte Anlage 
„Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlas-
ten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ vom 26.09.2001 (vgl. dort Aus-
führungen zur Kostentragung auf S. 7) verwiesen. 
 
 
(*) ergänzende Mail vom 14.04.2021: 
 
zum Betreffverfahren teile ich Ihnen mit, dass aus Sicht des Landratsamtes Altötting – Boden-
schutz keine Einwendung gegen die aktuelle Planung besteht.  
 
Begründung:  
Im südlichen Teil der Altlastenverdachtsfläche wurden am 22.01.2021 zwei Baggerschürfe bis 
zu einer Tiefe zwischen 2,0 und 2,5 angelegt. Die Untersuchungen der Mischproben des Auf-
füllmaterials ergaben jeweils eine Zuordnung Z0 gemäß des aktuellen bayerischen Verfüllleitfa-
dens (Eckpunktepapier), vgl. hierzu das Schreiben des Ingenieurbüros KDGEO, München, vom 
15.02.2021, Nr. KDGEO 141-21L. Aus Sicht des Ingenieurbüros eignet sich die beprobte Auf-
füllzone zwar nicht zum Abtrag von Bauwerkslasten, kann aber bei flächigen Auffüllungen oder 
bei Integration in eine Ausgleichsfläche ohne weitere Maßnahmen an Ort und Stelle verbleiben. 
Gemäß der aktuellen Planung liegt dieser Bereich vollständig unter Grünflächen.  
 
Die vorstehend genannte Beprobung kann zwar nicht als umfassende orientierende Untersu-
chung nach Bodenschutzrecht ersetzen, zeigt aber die chemisch-analytische Unauffälligkeit des 
Auffüllbodens. Die entsprechende Teilfläche der Altablagerungen (keine Bebauung) ist gemäß 
den Planunterlagen für zukünftige orientierende Untersuchungen zugänglich. Der nördliche Teil 
der Altlastenverdachtsfläche ist nicht Gegenstand der aktuellen Planung.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.  
 
 
 

25. Stellungnahme der InfraServ GmbH Gendorf vom 06.04.2021 (Mail) 
 

Nicht betroffen.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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26. Stellungnahme der IHK für München und Oberbayern vom 24.03.2021 (Mail) 
 

Aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft ist es weiterhin ausdrücklich zu begrüßen, dass mit die-
sem Planvorhaben i. S. d. § 8 BauNVO zusätzliche gewerbliche Bau- und Erweiterungsflächen 
geschaffen werden.  
 
Somit sind keine Anregungen oder Bedenken gegen den Bebauungsplan sowie gegen die Än-
derung des Flächennutzugsplanes vorzubringen.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  

 
 
 

27. Stellungnahme der Gemeinde Winhöring vom 25.03.2021  
 

Keine Äußerung. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

28. Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Töging a. Inn 
vom 16.03.2021 
 
Bereich: Forsten 

 

Aus forstbehördlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Bebauungsplanung. Die vor-
gesehene Bebauung sowie die Ausgleichsmaßnahmen A2 und A3 beeinträchtigt die angren-
zenden Waldflächen nicht.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

29. Stellungnahme der Bayernwerk Netz GmbH vom 24.03.2021 
 
Gegen das Planungsvorhaben bestehen von unserer Seite keine Einwände.  
 
Es ist ein 20-kV-Kabel parallel zum Fernsteuerkabel der Verbund Innkraftwerke GmbH im Be-
stand.  
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes müssen evtl. unsere Versorgungseinrichtungen 
den neuen Verhältnissen angepasst werden.  
Damit die Kabelverlegearbeiten mit dem Beginn der Baumaßnahmen koordiniert werden kön-
nen, bitten wir Sie, Herrn Thomas Helget unter der Telefonnummer 08721/980-413 mindestens 
drei Monate vorher zu verständigen.  
Die genaue Kabellage kann bei unserer Dokumentation unter der Telefonnummer 08721/980-
338 angefordert werden. 
Der Planungsbereich liegt im Versorgungsgebiet der Strotög GmbH. Wir bitten Sie, für eine se-
parate Stellungnahme, auch die Strotög GmbH, Hauptstraße 19, 84513 Töging am Inn anzu-
schreiben.  
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Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Der Bauherr wird darauf hingewiesen, sich mit Herrn Helget in 
Verbindung zu setzen.  
 
 
 

30. Stellungnahme der Deutsche Bahn AG, DB Immobilien vom 25.03.2021 
 

Hinweisblatt zur Beteiligung der Deutschen Bahn AG bei Bau- und Planungsvorhaben im Be-
reich von einer Entfernung ab 200 Meter zu aktiven Bahnbetriebsanlagen 
 
wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich Ihr geplantes Bau-/Planungsvorhaben in einem 
Umkreis von mehr als 200 Metern von aktiven Bahnbetriebsanlagen der Deutschen Bahn AG 
befindet.  
Grundsätzlich gehen wir aufgrund der gegebenen Entfernung davon aus, dass ihr Vorhaben 
keinen Einfluss auf den Bahnbetrieb haben wird. Vorsorglich weisen wir jedoch auf Ihre Sorg-
faltspflicht als Vorhabensträger hin. Ihre geplanten Maßnahmen dürfen keine negativen Auswir-
kungen auf Bahnanlagen haben. Auswirkungen auf Bahndurchlässe sowie Sichtbehinderungen 
der Triebfahrzeugführer durch Blendungen, Reflexionen oder Staubentwicklungen sind zu ver-
meiden. Außerdem ist zu beachten, dass Bahnübergänge durch erhöhtes Verkehrsaufkommen 
und den Einsatz schwer beladener Baufahrzeuge nicht beeinträchtigt werden dürfen. 
 
Darüber hinaus bitten wir um Beachtung folgender Hinweise: 
 
 

 Zukünftige Aus- und Umbaumaßnahmen im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb 
sind der Deutschen Bahn AG weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen im öf-
fentlichen Interesse zu gewähren.  
 

 Durch den Eisenbahnbetrieb und der Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen 
(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Brems-
stäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen 
an benachbarter Bebauung führen können.  
 

 Die Herausgabe von Verkehrsdaten in Bezug auf Lärm (zur Berechnung von Schalle-
missionen, -immissionen, Erstellung schalltechnischer Untersuchungen und Planung 
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von Schallschutzmaßnahmen) erfolgt zentral durch Deutsche Bahn AG, Umwelt (CU), 
Projekte Lärmschutz, Caroline-Michaelis-Straße 5-11, 10115 Berlin.  

 

 Eine Betroffenheit von betriebsnotwendigen Kabeln und Leitungen im Umkreis von mehr 
als 200 Metern zu unseren DB Liegenschaften ist uns nicht bekannt. Ein sicherer Aus-
schluss kann unsererseits allerdings nicht erfolgen. Falls im Baubereich unbekannte Ka-
bel aufgefunden werden, ist die DB AG, DB Immobilien, unverzüglich zu informieren.  

 

 Wird aufgrund des Vorhabens eine Kreuzung der vorhandenen Bahnstrecken mit Kanä-
len, Wasserleitungen o.ä. erforderlich, so sind hierfür entsprechende Kreuzungs- bzw. 
Gestattungsanträge zu stellen. Die notwendigen Antragsunterlagen hierzu finden Sie on-
line unter: https://www.deutsche-
bahn.com/de/geschaefte/immobilien/Verlegung_von_Leitungen-1197952  
 

 Aus den eingereichten Unterlagen gehen keine Hinweise auf bestehende Vereinbarun-
gen zu Gunsten der DB AG und der mit dieser nach § 15 AktG verbundenen Unterneh-
men (Dienstbarkeiten, schuldrechtliche Vereinbarungen etc.) hervor. Besteht ein ent-
sprechender Sachverhalt, so sind die für die Beurteilung der zu entscheidenden Fragen 
erforderlichen Angaben zu ergänzen und uns erneut zur Stellungnahme vorzulegen.  

 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weiteren Abwägungen erforderlich.   
 
 
 

31. Stellungnahme der Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 
09.04.2021 

 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH gegen die 
von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden 
sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Tele-
kommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 
 
Im Rahmen der Gigabitoffensive investiert Vodafone in die Versorgung des Landes mit hoch-
leistungsfähigen Breitbandanschlüssen und damit den Aufbau und die Verfügbarkeit von Net-
zen der nächsten Generation – Next Generation Access (NGA)- Netzen.  
In Anbetracht der anstehenden Tiefbauarbeiten möchten wir hiermit unser Interesse an einer 
Mitverlegung von Leerohren mit Glasfaserkabeln bekunden. Um die Unternehmung bewerten 
zu können, benötigen wir Informationen hinsichtlich Potenzial und Kosten.  
Deshalb bitten wir Sie uns Ihre Antwort per Mail an greenfield.gewerbe@vodafone.com zu sen-
den und uns mitzuteilen, ob hierfür von Ihrer Seite Kosten anfallen würden. Für den Fall, dass 
ein Kostenbeitrag notwendig ist, bitten wir um eine Preisangabe pro Meter mitverlegtes Leer-
rohr. Des Weiteren sind jegliche Informationen über die geplante Ansiedlung von Unternehmen 
hilfreich (zu bebauende Fläche, Anzahl Grundstücke, Anzahl Unternehmen, etc.).  
In Abhängigkeit von der Wirtschaftlichkeit der Glasfaserverlegung können wir somit die Tele-
kommunikations-Infrastruktur in Ihrer Gemeinde fit machen für die Gigabit-Zukunft. Wir freuen 
uns darüber, wenn Sie uns zudem einen Ansprechpartner mitteilen würden, bei dem wir uns im 
Anschluss melden können.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.  
 
 
 

32. Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Traunstein vom 08.04.2021 

mailto:greenfield.gewerbe@vodafone.com
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Mit der erneuten Vorlage der Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben ergeben sich keine weite-
ren wasserwirtschaftlich relevanten Sachverhalte.  
 
Wir weisen daher inhaltlich auf unsere bereits ergangene Stellungnahme vom 18.12.2020, Az. 
2-4621-AÖ-Tög-26866/2020.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Wir verweisen auf unseren Abwägungsvorschlag im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf vom 22.10.2020. 

 
 

 
33. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Untere Naturschutzbehörde vom 

12.04.2021 

 
Einwendungen 
 
Wie schon in der Stellungnahme zur Flächennutzungsplanänderung näher ausgeführt, beste-
hen gegen die Neuansiedlung von Gewerbe in der Töginger Au grundsätzliche Bedenken aus 
naturschutzfachlicher Sicht.  
 
Zur Bilanzierung der Ausgleichsflächen: Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 
31.469 m². Der ermittelte Ausgleichsflächenbedarf nach Leitfaden liegt bei ca. 11.220 m². Die 
Ausgleichsfläche A1 wurde mit dem Faktor 1,5 berechnet, obwohl sie eine Sickermulde ist. Die 
Anlage der Sickermulde ist eine technisch notwendige Anlage zwischen Gewerbe- und Wohn-
gebiet, die schon allein wegen ihrer Lage zwischen Straßen und Bebauung nicht die Funktion 
einer hochwertigen Ausgleichsfläche erfüllen kann. Der Faktor 1,5 ist hier nicht anrechenbar.  
 
Die interne Ausgleichsfläche soll aus naturschutzfachlicher Sicht im Süden und Südosten des 
Gewerbegebietes angelegt werden, wo sie einen besseren Anschluss an die Biotopflächen hat.  
 
Zur Anlage einer Brenne auf Ausgleichsfläche 3: Eine Brenne kann normalerweise nicht durch 
Aushagerung einer Intensivwiesen ohne Oberbodenabtrag entwickelt werden. Das Entwick-
lungsziel wie hier vorgehsehen, wird wohl eher Extensivgrünland sein.  
 
Zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung: Die privaten Verkehrsflächen und der geplante 
Mitarbeiterparkplatz angrenzend an das Biotop im Süden ohne einen Pufferstreifen ist aus na-
turschutzfachlicher Sicht problematisch, da möglicherweise auch mit einer reduzierten Ge-
schwindigkeit Tiere erheblich gestört oder getötet werden könnten.  
 
 
Rechtsgrundlage 
 
§ 44 BNatSchG.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
 
1. Die Sickermulde wird zwar als technisch notwendige Anlage genutzt, sie ist aber nicht die 

alleinige Möglichkeit, die Oberflächenentwässerung zu gewährleisten. So könnten bei-
spielsweise auch andere Sickerflächen mit Rigolen o.ä. erweitert oder überschüssiges Was-
ser notfalls abgeleitet werden. Unserer Ansicht nach ist die Nutzung der Fläche als Sicker-
mulde für das geplante Ziel – Schaffung von Feuchtlebensräumen – nicht nur von Vorteil, 
sondern sogar erforderlich. Legen wir dort keine Sickermulden an, werden dort auch keine 
Feuchtwiesen oder Teiche entstehen können. Die Sickermulde soll so gestaltet werden, 
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dass die im Nordwesten befindlichen Gewässer mit Wasser versorgt werden. Diese würden 
ansonsten vermutlich häufig trockenfallen. Weiterhin ist die Anlage der Teiche als Stärkung 
der Feuchthabitate zu sehen, welche im westlichen Waldstück bereits angelegt wurden. Für 
den Artenschutz ist die Anlage von Gewässern gem. saP nicht erforderlich. Natürlich könn-
ten wir hier auch „nur“ eine Extensivwiese mit Faktor 1,0 anlegen. Für den Artenschutz in 
Verbindungen mit den umliegenden Strukturen sehen wir aber einen größeren Vorteil darin, 
hier feuchte Lebensräume zu schaffen. Alles in allem spricht das unserer Ansicht nach für 
einen Faktor von 1,5. Es gilt auch anzumerken, dass in die Sickermulde nur „sauberes“ 
Wasser eingeführt werden soll (dieses also zuvor durch ein Absetzbecken geleitet wird; ein 
Ölabscheider ist ebenfalls auf der Fläche vorhanden). Nur weil die Ausgleichsfläche gleich-
zeitig eine Sickermulde ist, heißt das nicht, dass diese keinen naturschutzfachlichen Wert 
hat. 

2. Anlage der internen Ausgleichsfläche im Süd/Südosten: grundsätzlich stimmen wir zu, auf-
grund des Anwohnerschutzes (Lärm) ist dies aber nicht möglich. Hier ist das Schutzgut 
Mensch gegenüber dem Schutzgut Tiere und Pflanzen abzuwägen. 

3. Ausgleichsfläche A3: die Begrifflichkeit der „Brenne“ ist aufgrund der vorangegangenen Pla-
nung in unseren Texten hängen geblieben; dies wird redaktionell angepasst und als Ziel „ar-
tenreiche Mähwiese“ formuliert.  

4. Zwischen dem Gleisdreieck und der Erschließungsstraße sind mind. 2m Höhenunterschied 
und eine Bestandshecke. Es erscheint mehr als unwahrscheinlich, dass Tiere über den 
Hang und die Hecke auf die Straße gelangen. Außerdem ist hier nur PKW-Verkehr aus dem 
Parkplatz mit Schrittgeschwindigkeit zu erwarten. Dies kann durch eine Beschilderung noch 
gestützt werden. 

 
 

34. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Bauleitplanung SG 51 vom 06.04.2021 
 
Sachgebiet 52 – Tiefbau 

 
Keine Äußerungen. 

 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Sachgebiet 52 – Hochbau 

 
Zur. 2. Auslegung ist aus Sicht des SG 52-H keine erneute Äußerung erforderlich, in die-
sem Zusammenhang darf ich auf die Stellungnahme vom 15. Dez. 2020 verweisen.  

 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.   
 
 
 
Sachgebiet 53 

 
Keine Äußerung 

 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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35. Stellungnahme der Regierung von Oberbayern vom 06.04.2021 

 
Die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde hat bereits mit 
Schreiben vom 21.12.2020 eine Stellungnahme zu o. g. Planung abgegeben. Auf diese 
Schreiben dürfen wir verweisen.  

 
Darin stellten wir fest, dass auf Basis der vorgelegten Unterlagen eine landesplanerische 
Bewertung nicht abschließend durchgeführt werden kann. Wir baten die Angaben zum 
flächenbedarf (insb. Bedarfsermittlung Flächennutzungsplan, Gegenüberstellung der 
Flächenpotentiale) darzulegen. Darüber hinaus stellten wir fest, dass die Belange der 
Energieversorgung, von Natur und Landschaft sowie des Immissionsschutzes bei der 
Planung zu berücksichtigen seien.  

 
Die Planunterlagen wurden nach der ersten Beteiligung überarbeitet. U. a. wurde der Gel-
tungsbereich der Flächennutzungsplanänderung auf den Umgriff des Bebauungsplans 
beschränkt. Der Planbereich umfasst nun die Fl.-Nr. 1677/T, 1678 und 1679/T der Gemar-
kung Töging am Inn und hat eine Größe von ca. 3,2 ha. Im Vergleich zu dem im letzten 
Verfahrensschritt vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes wurde der Geltungsbereich 
um 0,7 ha vergrößert, um laut Planunterlagen einen besseren Anwohnerschutz zu ge-
währleisten (u. a. Abrücken der Gebäude, Lärmschutzwall) sowie eine großzügige Ein-
grünung zu erzielen. Weiterhin wurde in die Unterlagen ein Kapitel zu vorhandenen Flä-
chenpotentialen aufgenommen.  

 
 
Bewertung im aktuellen Verfahrensschritt 
 
Siedlungswesen 
Da das Plangebiet im vorliegenden Verfahrensschritt auf den Umgriff des Bebauungsplans be-
schränkt wurde und für diesen ein konkreter Vorhabenbezug besteht, kann der entsprechende 
Flächenbedarf in den Planunterlagen nachvollzogen werden.  
 
Wesentlich für die Bewertung der Planung ist zudem die Gegenüberstellung der geplanten Flä-
chen mit bestehenden Potenzialflächen, welche gemäß Landesentwicklungsprogramm Bayern 
(LEP) 3.2 Z vorrangig zu nutzen sind. Unter Kapitel 1.4 des Begründungstextes zur 15. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes wurden Angaben zu den Potenzialflächen der Stadt Töging 
aufgenommen. Gemäß den uns vorliegenden Informationen aus dem Rauminformationssystem 
handelt es sich hier jedoch nicht um eine vollständige Darstellung der Potenzialflächen. So be-
stehen nach unseren Informationen zahlreiche weitere Flächen, u.a. nördlich und südlich der 
Autobahn A94 sowie insbesondere nordöstlich des Bahnhofes, die im Flächennutzungsplan der 
Stadt Töging als Gewerbe- und Mischfläche dargestellt sind und somit als Flächenpotenziale 
gelten.  
 
Mit einer ergänzenden E-Mail vom 22.03.2021 (*) gibt die Stadt an, dass alle nicht unter Kapitel 
1.4 in der Begründung aufgeführten Flächenpotenziale für das Vorhaben zu klein und darüber 
hinaus auch nicht verfügbar seien, da sie in privater Hand seien. Die Potenzialfläche nordöstlich 
des Bahnhofs sei ebenfalls im Privateigentum und nicht erwerbbar. Auch sei die Fläche aus 
städtebaulicher Sicht wegen der nahegelegenen und massiveren Wohnbebauung (im Gegen-
satz zum vorgesehen Geltungsbereich) weniger geeignet. Es handelt sich um ein Mischgebiet, 
benötigt werde ein Gewerbegebiet. Die Angaben zu den bisher nicht aufgeführten Flächenpo-
tenzialen sowie eine konkrete und nachvollziehbare Begründung bzw. Gegenüberstellung, 
weshalb diese für die vorliegende Planung ebenfalls nicht in Betracht kommen, sind in die 
Planunterlagen mit aufzunehmen.  
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Sofern Flächen aus Gründen der Verfügbarkeit oder Nutzbarkeit nicht als bestehende Potenzia-
le gewertet werden sollen, muss die Stadt gemäß der Auslegungshilfe des StMWi vom 
07.01.2020, Kapitel 3.2, entsprechende Mobilisierungsstrategien und die Ergebnisse der Um-
setzung dieser Strategien darlegen. Dies ist in den Planunterlagen ebenfalls noch zu ergänzen. 
Ggf. könnten bereits dargestellte, aber nicht zur Verfügung stehende Flächen (wie z.B. die in 
den Planunterlagen genannte Fläche Fl.-Nr. 1965/T) aus dem Flächennutzungsplan wieder 
herausgenommen werden.  
 
Vorliegende Planung kann nur mit den Belangen des Siedlungswesens in Einklang gebracht 
werden, wenn eine Gegenüberstellung mit den vollständig aufgeführten Potenzialflächen er-
folgt, wenn dargelegt wird, weshalb diese für die vorliegende Planung nicht in Betracht kommen 
und wenn dargestellt wird, welche Mobilisierungsstrategien die Stadt zu deren Aktivierung ver-
folgt. Nur so kann dargelegt werden, dass keine anderen Flächen zur Verfügung stehen, welche 
vorrangig gegenüber der hier neuen Fläche zu nutzen wären.  
 
Hinsichtlich des Belangs zu flächensparenden Siedlungs- und Erschließungsformen verweisen 
wir auf unsere Stellungnahme vom 21.12.2020. 
 
Weitere berührte Belange 
Bezogen auf die Belange von Natur und Landschaft sowie des Immissionsschutzes erfolgte 
eine Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde sowie der unteren Immissions-
schutzbehörde. 
 
Hinsichtlich des Belangs der Energieversorgung verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 
21.12.2020. 
 
 
Ergebnis 

Die Planung kann nur bei Berücksichtigung der o.g. Belange des Siedlungswesens mit den Er-
fordernissen der Raumordnung in Einklang gebracht werden. Darüber hinaus wären die Belan-
ge der Energieversorgung, der Natur und Landschaft sowie des Immissionsschutzes bei der 
Planung weiterhin zu berücksichtigen.  
 
  
(*) ergänzende Mail vom 22.03.2021 der Stadt Töging am Inn 
 
nach Rücksprache mit dem Ersten Bürgermeister Dr. Tobias Windhorst und der Bauamtsleiterin 
Frau Dietzinger sind alle nicht unter Kapitel 1.4 Potenzialflächen der Begründung aufgeführten 
Grundstücke nicht verfügbar, da die privaten Grundstückseigentümer nicht verkaufsbereit sind.  
Die Grundstücke sind auch zu klein.  
Es wurden nur die Grundstücke aufgeführt, die aus unserer Sicht der Verwaltung annähernd 
denkbar gewesen wären.  
Das von Ihnen explizit angesprochene Grundstück Fl.Nr. 772 der Gemarkung Töging a. Inn, 
Nähe Weichselstaße mit 21.472 m², ist ebenfalls nicht erwerbbar.  
Ein Bauwerber, welcher dort einen Lebensmitteldiscounter errichten wollte, konnte das Vorha-
ben nicht verwirklichen, weil er das Grundstück nicht erwerben konnte.  
Der Eigentümer wollte nicht verkaufen.  
Auch ist das Grundstück auch aus städtebaulicher Sicht wegen der nahegelegenen und massi-
veren Wohnbebauung (im Gegensatz zum vorgesehenen Geltungsbereich) weniger geeignet.  
Es handelt sich um ein Mischgebiet (laut Darstellung Flächennutzungsplan), benötigt wird ein 
Gewerbegebiet.  
Der jetzt vorgesehene Geltungsbereich schließt sich an ein Industriegebiet an und ist deshalb 
u.a. geeigneter.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
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Zu Siedlungswesen:  

Die Angaben zum Flächenbedarf werden in der Begründung weiter ausgeführt. Eine vollständi-
ge Gegenüberstellung möglicher Potenzialflächen wurde ergänzt. Ebenso eine Mobilisierungs-
strategie der Stadt Töging. 

Vorhandene Potenzialflächen in ausreichender Dimensionierung sind gem. Stadt Töging nicht 
vorhanden. Die Flächen im Industriegebiet sind zu klein, zu weit verteilt und in privater Hand. 
Die Flächen an der Autobahn sollen den dort bestehenden Betrieben zur Erweiterung zur Ver-
fügung stehen. 

 

Zu Weitere berührte Belange: 
Wird zur Kenntnis genommen (siehe hierzu auch Punkt 15. Stellungnahme des Landratsamtes 
Altötting – Untere Immissionsschutzbehörde vom 09.04.2021 und Punkt 16. Stellungnahme des 
Landratsamtes Altötting – Untere Naturschutzbehörde vom 12.04.2021) 
 
 

 
36. Stellungnahme der Handwerkskammer für München und Oberbayern vom 06.04.2021 

 
Wir hatten bereits am 22. Dezember 2020 eine grundsätzliche Stellungnahme abgegeben, die 
wir hiermit aufrechterhalten wollen.  
Die sich im Verfahrensverlauf ergebenen Änderungen sind aus unserer Sicht nicht weiter von 
Belang. Wir begrüßen weiterhin das wirtschaftsfreundliche Handeln der Stadt Töging.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

37. Stellungnahme des Landratsamtes Altötting – Untere Immissionsschutzbehörde vom 
09.04.2021 

 
Lichtemissionen: 
Der Reduzierung von Lichtemissionen ist unter Ziffer 13 sowie unter Ziffer der textlichen Fest-
setzungen Rechnung getragen.  
 
Lärm: 
Im Rahmen des Schalltechnischen Gutachtens Nr. S2009089 rev. 1 der GeoPlan GmbH vom 
15.02.2021 wurde eine Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 vorgenommen. Dabei wur-
de der Geltungsbereich in vier Teilflächen (GE1-4) unterteilt und die Emissionskontingente LEK 
mit entsprechend über Richtungssektoren definierten Zusatzkontingenten für die jeweiligen Teil-
flächen so festgelegt, dass die Immissionsrichtwerte gemäß Ziff. 6.1 der TA Lärm an den maß-
geblichen Immissionsorten um mindestens 10dB(A) unterschritten werden. Somit befinden sich 
die maßgeblichen Immissionsorte gemäß Ziff. 2.2 der TA Lärm nicht im Einwirkungsbereich des 
geplanten Gewerbegebietes, wodurch keine Betrachtung der Vorbelastung an den maßgebli-
chen Immissionswerten erforderlich ist. Für die Immissionswerte in der Innstraße (IO 1 und IO 
2) wurden die Immissionsrichtwerte für ein allgemeines Wohngebiet herangezogen.  
 
Unter Einhaltung der Festsetzungen zum Immissionsschutz sind in schalltechnischer Sicht an 
den maßgeblichen Immissionsorten keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ zu erwarten. Dennoch wird auf 
die Lärmimmissionen durch die bestehenden Gewerbe- und Industriebetriebe an den nahege-
legenen Immissionsorten hingewiesen.  
 
Die Hinweise aus der Stellungnahme vom 22.10.2020 wurden berücksichtigt.  
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Rechtsgrundlagen: 
BimSchG, DIN 18005, DIN 45691, 16. BimSchV, TA Lärm, BayImSchG, BayNatSchG, Hinweise 
zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Länder- Arbeitsge-
meinschaft für Immissionsschutz (LAI), Seveso-III-Richtlinie 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich.  
 
 

 
38. Stellungnahme der Gemeinde Teisnach vom 31.03.2021 
 

Keine Äußerung. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.   
 
 
 

39. Stellungnahme der KEN-IS GmbH & Co. KG und der Stadtwerke Mühldorf am Inn 
GmbH & Co. KG vom 15.03.2021 
 

Keine Einwände.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 

40. Stellungnahme Wildes Bayern e.V. vom 09.04.2021 
 

Anlage naturnaher Hecken 
 
Bei der Anlage einer naturnahen Hecke am nordöstlichen Rand des geplanten Gewerbegebiets 
ist darauf zu achten, dass die Anlage der Hecke vor oder spätestens mit Beginn der Bauarbei-
ten erfolgt, damit die Hecke nach Beendigung der Bauarbeiten ökologisch vollständig funktions-
fähig (als Bruthabitat für Vögel) nutzbar ist. Eine bestimmte Mindestgröße der Heckensträucher 
bei Pflanzzeitpunkt ist zu beachten. Abhängig von der Startgröße dauert es länger oder kürzer, 
bis die Hecke ein Ausmaß erreicht hat, damit sie als Bruthabitat dienen kann. Es sollen heimi-
sche Sträucher mit unterschiedlichen Blühzeitpunkten und Früchten bei der Anlage der Hecken 
gepflanzt werden, sodass vom Frühjahr bis in den Herbst für Insekten, Vögel und Säugetiere 
ein Nahrungsangebot besteht.  
  
 
Kollisionsvermeidung 
 
Um Individuenverluste von Reptilien und wandernden Amphibien zu vermeiden, fordern wir im 
Bereich des geplanten Mitarbeiterparkplatzes (Innstraße) die Geschwindigkeit für den Abschnitt 
entlang des Gebäudes inklusive Mitarbeiterparkplatz auf 20km/h zu drosseln. Dies soll nicht nur 
durch Beschilderung erfolgen, sondern zusätzlich durch den Einbau von Bremsschwellen in die 
Fahrbahn, sodass die Geschwindigkeit effektiv gedrosselt wird.  
Während der Wanderzeit von Amphibien zu ihren Laichgewässern und zurück ist im Bereich der 
Innstraße eine Schutzvorkehrung anzubringen, da Wanderungen zu den Tümpeln auf VAW-
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Ausgleichsfläche oder von der VAW-Ausgleichsfläche zu den Biotopkartierungsflächen mit Ge-
wässer (7741-0069-001) und Innwerkkanal mit Töginger Au erfolgen können.  
 
 
Umweltfreundliche Gestaltung des Mitarbeiterparkplatzes 
 
Wir fordern die Verpflichtung zur umweltfreundlichen Parkplatzgestaltung und verweisen hier 
auf folgenden PDF-Link als Anleitung https://environnement.public.lu/dam-
as-
sets/fr/conserv_nature/publications/naturnahe_anlage_parkplaetzen/Brochure_naturnahe_anlag
e_parkplaetzen.pdf  
Die Parkplätze müssen definierte Mindeststandards in Bezug auf die ökologischen Anforderun-
gen erfüllen. Die Flächen sollen vegetationsfähig gestaltet sein:  
Die Bäume sollen in einem Verband von ungefähr 6 Metern stehen. Jeweils 2 Stellplätze (3 Me-
ter breit und 5 Meter tief) zwischen 2 Bäumen. Jeweils 1 Baumreihe zwischen dem 6 Meter brei-
ten Zufahrtsweg und den Stellplätzen. Jeweils 1 Baumreihe entlang der Kopflinie der Stellplät-
ze. 
Es soll auf jegliche Maßnahmen, welche die Entwicklung der natürlichen Krautvegetation ver-
hindern verzichtet werden. Verzicht auf Bodendeckerpflanzen. Verzicht auf Rindenmulch. Ver-
zicht auf Herbizideinsatz, sowohl auf den Verkehrsflächen als auch auf den Vegetationsflächen. 
Verzicht auf bodenbedeckende Folie.  
Bei einer Bepflanzung dürfen nur einheimische und standortgerechte (standortangepasste) Ar-
ten verwendet werden: Leicht angehende und schnellwüchsige Baumarten (Birke, Eiche, Berg-
ahorn, Feldahorn, Salweide). Der Einsatz von jüngeren und kleineren Pflanzen steigert die An-
wuchschancen und mindert die Kosten. Folgende Pflanzmasse sollten nicht überschritten wer-
den: Baumarten 10-12 oder 12-14 (Umfang des Stammes in Zentimetern auf eine Höhe von 
1,20Meter); Straucharten 50/80 (Höhe in Zentimetern).  
Der Stellplatz muss Vegetationszonen für heimische Blühpflanzen, Hecken und Bäume aufwei-
sen. Durch die konsequente Verwendung wasserdurchlässiger und vegetationsfähiger Bauwei-
sen und/oder den Einbau von Versickerungsmöglichkeiten (z.B. Muldenversickerung) soll der 
Versiegelungsgrad so gering wie möglich gehalten werden. Mauern sind mit einheimischen 
Klettergehölzen zu begrünen. Für Fahrräder sollen überdachte Stellplätze gestaltet werden, alle 
Überdachungen müssen begrünt werden.  
 
 
Begrünung der Gebäudedächer 
 
Um dem landesweiten Insekten- und Artenschwund entgegenzuwirken, fordern wir die Begrü-
nung der Gebäudedächer mit heimischem und gebietseigenem Saatgut für Wildblumen, Wild-
kräuter und Wildgräser.  
Gleichzeitig kann somit der Flächenversieglung entgegengewirkt werden und eine positive Ent-
wicklung im Zuge der Klimaerwärmung erfolgen.  
 
 
Abwägungsvorschlag: 

1. Anlage naturnaher Hecken: 
Da es sich um eine grünordnerische Minimierungsmaßnahme und nicht um artenschutz-
rechtlich notwendige CEF-Maßnahme handelt, ist eine bauvorgreifende Anlage nicht erfor-
derlich. Dies wäre auch nicht möglich das sich die geplante Hecke in dem Bereich mit dem 
Auffüllmaterial des VERBUND liegt. Die Hecke wird bis zum Abschluss der Baumaßnahme 
angelegt. Selbstverständlich werden nur einheimische Gehölze verwendet. 

2. Kollisionsvermeidung: 
Eine Geschwindigkeitsdrosselung im Bereich der Zufahrt zum PKW-Parkplatz kann durch 
Beschilderung erfolgen. Ein weitergehender Einbau von Bremsschwellen wird als unverhält-
nismäßig gesehen. 
Eine Wanderbewegung von Amphibien über das Betriebsgelände ist nicht zu erwarten. Sie-
he hierzu auch die Abwägung zu der Stellungnahme Bund Naturschutz. 
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3.  Umweltfreundliche Gestaltung des Mitarbeiterparkplatzes 
Es wird soweit als möglich versucht den Parkplatz so ökologisch als möglich zu gestalten. 
Dazu gehört der Hinweis möglichst wasserdurchlässige Beläge zu verwenden, die Festset-
zung M 3 zur Ansaat artenreicher Wiesenmischungen und die Pflanzung von Bäumen. 

4.  Begrünung der Gebäudedächer 
Da auf den Satteldächern eine Photovoltaikanlage vorgesehen ist, kann eine Dachbegrü-
nung leider nicht durchgeführt werden. 

 
 

41. Stellungnahme des BUND Naturschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Altötting vom 
11.04.2021 

 
Aufgrund der mangelhaften Ausgleichsplanung lehnen wir die Änderung des Flächennutzungs-
planes und den damit einhergehenden Bebauungsplan Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ wei-
terhin ab. 
 
Begründung: 
Ausgleichsfläche A1 ist ebenfalls als nicht wirksam zu beurteilen, weil sie ziemlich isoliert zwi-

schen Industrie- und neuem Gewerbegebiet liegt. Wie sollen die Amphibien gefahrlos dahin 
kommen? Der Landlebensraum der Amphibien liegt im südöstlich gelegenen Auwald und am 
Bahndamm. Die Amphibien müssten durchs neue Gewerbegebiet oder entlang der Straße 
wandern, um zum neuen Gewässer zu kommen. Hierdurch erhöht sich das Tötungsrisiko für die 
Amphibien im erheblichen Maße, was rechtlich unzulässig ist. Die Ausgleichsfläche A1 darf nur 
dann als Amphibienhabitat ausgewiesen werden, wenn sie im südöstlichen Teil des neuen Ge-
werbegebietes angelegt wird. Dann besteht ein Anschluss an den Landlebensraum und die Tie-
re können ungehindert und gefahrlos an- und abwandern. 
 
Dasselbe gilt für die Reptilienhabitate im Norden und Westen des geplanten Gewerbegebiets. 
Diese liegen isoliert und unerreichbar zwischen Gewerbegebiet und Acker- bzw. Depotflächen 
und können somit wie die geplanten "Amphibienflächen" ihre angedachte Funktion als Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten nicht erfüllen. Alle "Reptilienhabitate" sollten demnach ebenfalls 
im südöstlichen Teil des neuen Gewerbegebietes angelegt werden. 
 
Das bedeutet: alle Gebäude möglichst in den westlichen Teil des BP-Geltungsbereichs rücken 
und alle geplanten Amphibien- und Reptilienflächen im südöstlichen Bereich anlegen (dadurch 
ist auch sicher gewährleistet, dass die biotopkartiere Gleisfläche zu keinem Zeitpunkt beschattet 
wird). Nur so könnte man aus natur- und artenschutzfachlicher Sicht das Gewerbegebiet akzep-
tieren. 
 
 
Ausgleichsfläche A3 auf Fl.-Nr. 2125: Entwicklung einer Brenne? / Mähwiese? 
durch Aushagerung des intensiv genutzten Grünlands; Faktor 1,0. 
 
Im Maßnahmenplan wird in den planlichen Festsetzungen bei der Fläche A3 nach wie vor „Ent-
wicklung einer Brenne“ angegeben, während in den textlichen Festsetzungen von der „Entwick-
lung einer artenreichen Mähwiese“ die Rede ist. Was stimmt denn nun? 
 
Aber auch die Entwicklung einer artenreichen Mähwiese wird nicht mit der vorgesehenen Vor-
gehensweise (3 Jahre lang 3schürige Mahd) gelingen. Eine Studie der Landesanstalt für Um-
weltschutz Baden-Württemberg (2012) hat ergeben, dass die Abnahme der Produktivität auf 
den langfristig erzielbaren Ertrag einer Fläche frühestens nach 6 Jahren erreicht wird. Solange 
der Nährstoffgehalt nicht drastisch abgesenkt wurde, ist auch eine Mähgutübertragung zur Art-
anreicherung völlig sinnlos, da die magerliebenden Pflanzen nicht gedeihen können. 
Insofern ist diese Ausgleichsmaßnahme weiterhin als völlig ungeeignet und unzureichend zu 
beurteilen. 
 
Hinzu kommt, dass die Ausweisung dieser Fläche als Ausgleichsfläche widerrechtlich erfolgt: 
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Mit ca. 2000 m² Fläche liegen fast zwei Drittel der insgesamt ca. 2.800 m² großen Ausgleichs-
fläche im gesetzlich geschützten Biotop Nr. 7741-0084-001 „Töginger Au“ (s. u.). Die Auswei-
sung von Ausgleichsflächen in geschützten Biotopen ist jedoch nicht zulässig, da diese i. d. R. 
bereits besonders hochwertige Lebensräume darstellen, welche zudem durch den gesetzlichen 
Schutz längst gesichert sind. 
 
Genauso unzulässig ist es, die Wiederherstellung beeinträchtigter gesetzlich geschützter Bioto-
pe als Ausgleichsmaßnahme geltend zu machen. Für die Wiederherstellung beeinträchtigter 
geschützter Biotope ist der Schadensverursacher zur Verantwortung zu ziehen. Gemäß §30 
Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheb-
lichen Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope führen, verboten. 
Folglich hat im vorliegenden Fall der Nutzer des Flurstücks Fl.-Nr. 2125 gemäß §69 Abs. 3 Nr. 5 
BNatSchG ordnungswidrig gehandelt, da er aufgrund seiner intensiven Bewirtschaftung vor-
sätzlich oder fahrlässig entgegen §30 Abs. 2 BNatSchG Teile eines gesetzlich geschützten Bio-
tops erheblich beeinträchtigt hat. Diese Ordnungswidrigkeit kann gemäß §69 Abs. 6 Satz 1 
BNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 50.000 EUR geahndet werden. 
 
Die BN-Kreisgruppe AÖ erwägt, wegen dieser Ordnungswidrigkeit Anzeige gegen Unbekannt 
bei den zuständigen Behörden erstatten! 
 

 
Da an diesem Standort nur ca. 800m² Fläche für Ausgleichsmaßnahmen infrage kommt, müs-
sen die restlichen 2000 m² an einem anderen Standort ausgewiesen werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 

Zur Ausgleichsfläche A1: 

Im westlichen Wald wurden 2019 Amphibientümpel angelegt und als Ausgleichsfläche der VAW 
genutzt. In Absprache mit der UNB sollen diese Gewässer um stärker besonnte Gewässer er-
weitert werden, was im Rahmen der Ausgleichsfläche A1 erfolgen soll. Im derzeitigen Zustand 
werden keine geeigneten Wanderrouten zwischen dem westlich gelegenen Gehölz und dem 
Auwald gesehen. Hier müssten mind. 150 m vollkommen ungeschützten Weges innerhalb einer 
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Nacht zurückgelegt werden, währenddessen die Tiere für nächtliche Beutegreifer auf dem Prä-
sentierteller sitzen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Anlage der Ausgleichsfläche A1 nicht 
erforderlich ist, um die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumli-
chen Zusammenhang zu gewährleisten. 

 
Zu den Reptilienhabitaten 
Die Reptilienflächen nördlich von Baufeld 2 sind über die angrenzenden Grünflächen (Wiesen 
und Gehölze) mit den Flächen im Südosten verbunden. Eine isolierte Lage wird hier nicht gese-
hen. Auch die Flächen im Westen sind grundsätzlich über diese Grünflächen erreichbar (Maß-
nahmen M1 und M4). Die Anlage der Habitate an dieser Stelle wird nicht als erforderlich zur 
Vermeidung von Verbotstatbeständen gem. §44 BNachtSchG gesehen. Sie dienen der allge-
meinen Habitatanreicherung, von welcher mehr Arten als nur Reptilien profitieren (bspw. Wild-
bienen oder andere Insektenarten). Hintergrund ist das Ziel, Trittsteine zu schaffen, an welche 
auch mögliche weitere Vorhaben jeglicher Art im nahen Umfeld anknüpfen können. Auch wenn 
die Flächen im Westen derzeit möglicherweise keine hohe Funktion für die Reptilienbestände 
im Südosten des Vorhabens haben werden, so ist das grundsätzliche zur Verfügung stellen 
verschiedener Habitatstrukturen zu begrüßen. Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass die 
Errichtung der Reptilienhabitate in erster Linie der Verbindung des Lebensraums im Bereich der 
Gleise mit den im Norden befindlichen Flächen dient und diese nicht abgeschnitten werden. 
Eine zwingend erforderliche Verbindung darüber hinaus ist aufgrund fehlender Reptilienhabitate 
in der Umgebung nicht gegeben. Dies erfolgt über die Grünflächen ganz im Südosten des Vor-
habens ausreichend. Alle weiteren Maßnahmen dienen der Förderung einer vom Vorhaben 
nicht beeinträchtigten Population. 
 
Zur Verlagerung der Planung nach Westen: 
Wir haben die Gebäude in den östlichen Teil verschoben und komprimiert, da sich im Westen 
die Altlasten befinden und aufgrund der Lärmproblematik dies ein Entgegenkommen zu den 
berechtigten Interessen der Anwohner war. Trotzdem wurde im Vergleich zum Vorentwurf et-
was vom Bahngleis abgerückt und eine Verbindung zwischen dem Gleisdreieck und der freien 
Feldflur geschaffen. 
 
Ausgleichsfläche A3: 
Aufgrund des Bodenschutzgesetzes ist ein Bodenabtrag nicht mehr zulässig, der zur Entwick-
lung einer „Brenne“ erforderlich wäre. Deshalb wird hier analog der Ausgleichsfläche A2 die 
Entwicklung einer artenreichen Mähwiese angestrebt. Dies wurde auch so mit der Unteren Na-
turschutzbehörde abgestimmt. 
Obwohl ein Teil der Fläche mit der amtlichen Biotopkartierung überlagert wird, ist der tatsächli-
che Ausgangszustand 2020 Intensivgrünland. Dazu kommt, dass diese Fläche komplett als 
Feldstück ausgewiesen ist und von daher gemäß Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde als Ausgleichsfläche in Frage kommt. 
 
 
 

42. Stellungnahme von Maria und Jürgen Kopeczek vom 11.04.2021 

 
Zur weiteren Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ vom 02. 
März 2021, nehmen wir zu unserem Schreiben vom 17. Dezember 2020 ergänzend Stellung-

nahme. Hierbei gehen wir auch auf die neuen Dokumente > Bebauungs- und Grünordnungs-
plan Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ mit Datum 25.02.21 sowie > Schalltechnisches Gut-
achten Nr. S2009089 rev. 1 vom 15.02.21 entsprechend ein. 
 
Entfernung Gewerbegebiet zur Wohnbebauung 
 
In der öffentlichen Stadtratssitzung sowie in der Anliegerversammlung wurde von Änderungen 
in Bezug der Gebäude Anordnung und des Abrückens des Lärmschutzwalls entfernt zur Wohn-
bebauung berichtet. Dies werten wir als direkt betroffene Anlieger vorerst als positiv. So ist zwi-
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schen dem bestehenden Wald (westlich des Gewerbegebietes, Flurstück 1677/2) und geplan-
ten 15 Meter breiten Lärmschutzwalls, eine 40 Meter breite Ausgleichsfläche vorgesehen. Somit 
sollte sich eine tatsächliche Abstandsfläche von 55 Metern ergeben (von Flurstück 1677/2). 
 
 
Schalltechnisches Gutachten 
 
Das „neue“ Schalltechnische Gutachten nehmen wir dahingehend zur Kenntnis, dass sich ge-
wisse Werte gegenüber vom ersten Gutachten unterscheiden. Hier möchten wir in Frage stel-
len, inwiefern sich diese auf die direkten Anwohner auswirken. Wir gehen davon aus, dass sich 
die Änderungen positiv für uns darstellen.  
Infrastruktur – „Direkte“ Anbindung an das Gewerbegebiet Mitterwehrt du Industriepark Inntal 
über Trasse Industriegleis 
 
Die ausgesprochene Hoffnung seitens Stadt, an die von der Belastung Kraftverkehr-Betroffener, 
sind für uns nicht nachvollziehbar. So haben wir bereits in der öffentlichen Stadtratssitzung und 
Anliegerversammlung bemängelt, wie es hierzu kommen kann, einen zweiten Schritt vor dem 
ersten erfolgen zu lassen…!? 
 
Für eine direkte Anbindung sollte noch ein „weiter Weg“ bevorstehen.  
Umweltschutz, Situation verschiedener Grundstückseigentümer, Finanzierung u. Genehmigun-
gen etc., all diese Themen unseres Wissens nach mit unsicherem Ausgang.  
 
Unserem Empfinden nach, versucht man hier klar „das Pferd von hinten aufzuzäumen“.  
 
Tatsache auch, dass es sich hierbei um ein weitaus tragenderes Thema handelt, welches nicht 
nur die direkten Anwohner des Gewerbe- und Industriegebietes tendiert, sondern auch die Bür-
ger der entsprechenden Verkehrsführung innerhalb der Stadt, den Straßen sowie Säckel für 
den Unterhalt aufgrund den Gegebenheiten überhöht belasteter Straßennutzung.  
 
Dass der dringende Bedarf einer direkten Verkehrsführung seit längerem besteht, sind sich 
nach unserer Auffassung alle einig. Wie angesprochen wird durch die Schaffung eines Gewer-
begebietes der Verkehr nochmals bemerklich zunehmen. Der Aspekt ist in unserem Empfinden 
hinsichtlich der aktuellen Gegebenheiten als zu wenig berücksichtigt und nicht als zu Ende ge-
dacht zu bewerten.  
 
Eine offizielle Verkehrsschau mit Unterlegung von Zahlen nach Informationen der öffentlichen 
Stadtratssitzung steht aus. Hier auch unklar, zu welchen Zeiten und Messpunkten diese geplant 
wäre und zu dessen Zwecken diese nun noch dienen würde. Die Umsetzung des Gewerbege-
biets sollte ja bereits beschlossene Sache sein und würde somit nicht mehr als entsprechender 
Grundlagepunkt für eine objektive Bewertung einfließen können.  
 
Eine Umfirmierung des Straßennamens Innstraße in Aluminiumstraße in Richtung Kläranlage 
und Betonwerk Schwarz, sollte die Sache bezüglich eines fehlgeleiteten Schwerlastverkehrs 
erledigen. Weiter würde eine Stilllegung des Straßenabschnittes (vor Spedition Pongratz) und 
Verlagerung des Lärmschutzwalls entsprechende Lösungen für die Anwohner in diesem Be-
reich schaffen.  
 
 
 
Abwägungsvorschlag: 

zu Entfernung Gewerbegebiet zur Wohnbebauung: 
Wird zur Kenntnis genommen. Keine weitere Abwägung erforderlich. 

 

zu Schalltechnisches Gutachten: 
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Es sind nach wie vor ähnliche Werte wie beim bestehenden Gutachten an den Immissionsorten 
zulässig. Durch die Berücksichtigung eines Abschlages von - 10 dB(A) zu den Immissionsricht-
werten eines allgemeinen Wohngebietes (gemäß Flächennutzungsplan wären die Wohnhäuser 
in der Innstraße als Mischgebiet eingestuft) wird sichergestellt, dass sich die Immissionsorte 
nicht mehr im Einwirkbereich der geplanten Anlage befinden. 

 

zu Infrastruktur – „Direkte“ Anbindung an das Gewerbegebiet Mitterwehrt durch Industriepark 
Inntal über Trasse Industriegleis: 
Eine mögliche neue Zufahrt zum gesamten Industriepark muss weiterhin durch die Stadt Töging 
beurteilt werden. Hierfür wäre ein eigenständiges Verfahren notwendig, welches nicht im Rah-
men des vorliegenden Verfahrens behandelt werden kann. 

Auch Änderungen im Bereich Verkehrslenkung / Straßenführung (inkl. möglicher Tempobe-
schränkungen und besserer Kontrollen) können nicht im Rahmen dieses Verfahrens behandelt 
werden.  

 

 
Von einer erneuten Beteiligung kann abgesehen werden, da der Entwurf nach Auslegung nur in 
Punkten geändert worden ist, zu denen die betroffenen Bürger sowie die Träger öffentlicher 
Belange zuvor Gelegenheit zur Stellungnahmen hatten und die entweder auf ausdrücklichen 
Vorschlag beruhen, auch Dritte nicht abwägungsrelevant berühren, oder nur eine Klarstellung 
von im ausgelegten Entwurf bereits enthaltenen Festsetzungen bedeuten. 
 
Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB zum 15. Mal ge-
ändert. 
 
Aus einer Stellungnahme einer Bürgerin ging ein Vorschlag hervor, so StR Zellner, den Stra-
ßennamen zu ändern, um eine Navigation der LKW´s über die Innstraße (Anliegerstraße) zu 
verhindern. Dies sollte in Erwägung gezogen werden. 
 
Erster Bürgermeister Dr. Windhorst erwidert, dies sei bereits in Prüfung, ob es die Möglichkeit 
gibt, bei der geplanten neuen privaten Straße einen Straßennamen zu vergeben. Überlegungen 
hierfür wäre eventuell „Am Gewerbebogen“, da bei Weiterführung der Industriestraße der weite-
re Straßenverlauf einen Bogen machen würde. Hierzu wäre wahrscheinlich eine Widmung zur 
öffentlichen Straße notwendig. 
 
Der Stadtrat beschließt einstimmig, den Abwägungsvorschlag der Verwaltung zu billigen 
und den Bebauungsplan Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ mit Begründung, Umweltbe-
richt jeweils in der Fassung vom 22.04.2021 als Satzung zu beschließen. 
 
Der Stadtrat beschließt einstimmig, von einer erneuten Beteiligung abzusehen, da der 
Entwurf nach Auslegung nur in Punkten geändert worden ist, zu denen die betroffenen 
Bürger sowie die Träger öffentlicher Belange zuvor Gelegenheit zur Stellungnahmen hat-
ten und die entweder auf ausdrücklichen Vorschlag beruhen, auch Dritte nicht abwä-
gungsrelevant berühren, oder nur eine Klarstellung von im ausgelegten Entwurf bereits 
enthaltenen Festsetzungen bedeuten. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:6 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja 19  Nein 0    

 

 
Beratung und Beschlussfassung zu Bauanträgen | Neuerrichtung eines Betriebsgeländes 
an der Innstraße 75, 77 (BV-Nr. 2021/37) 
 

 
Auf dem Grundstück Fl.-Nr. 1677 und 1678 jeweils der Gemarkung Töging a.Inn, Innstraße 75, 
77, soll ein Betriebsgelände entstehen. 
 
Es soll ein Betriebsgebäude mit Verwaltungs- und Sozialräumen, Magazin und KFZ-
Versorgungshalle sowie eine Lager- und Logistikhalle mit Einfahrtshaus errichtet werden. 
 
Geplant ist die Ansiedlung eines Unternehmens, welches die Herstellung, Vermietung und den 
Vertrieb von Holzhütten aller Art zum Gegenstand hat. 
 
Es handelt sich um einen Sonderbau. Folgende Tatbestände eines Sonderbaus sind erfüllt: 
 

 Gebäude mit mehr als 1 600 m² Fläche des Geschosses mit der größten Ausdehnung, 
ausgenommen Wohngebäude und Garagen (Art. 2 Abs. 4 Nr. 3 BayBO), 

 Gebäude mit Räumen, die einzeln für eine Nutzung durch mehr als 100 Personen be-
stimmt sind (Art. 2 Abs. 4 Nr. 6 BayBO), und 

 bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang mit oder Lagerung von Stoffen mit Ex-
plosions- oder erhöhter Brandgefahr verbunden ist (Art. 2 Abs. 4 Nr. 19 BayBO). 

 
Da es sich um einen Sonderbau handelt, kann keine Genehmigungsfreistellung nach Art. 58 
BayBO vorliegen. 
 
Für das Bauvorhaben wird gerade der Bebauungsplan Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ auf-
gestellt. Der Satzungsbeschluss wird in dieser Stadtratssitzung gefasst. 
 
Es handelt sich daher um ein Vorhaben während der Planaufstellung nach § 33 Baugesetzbuch 
(BauGB) 
 
In Gebieten, für die ein Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplans gefasst ist, ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn 
 

1. die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2 und § 4a 
Absatz 2 bis 5 BauGB durchgeführt worden ist, 

2. anzunehmen ist, dass das Vorhaben den künftigen Festsetzungen des Bebauungsplans 
nicht entgegensteht, 

3. der Antragsteller diese Festsetzungen für sich und seine Rechtsnachfolger schriftlich 
anerkennt und 

4. die Erschließung gesichert ist. 
 
Der Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 51 „Gewerbegebiet Mitterwehrt“ 
wurde vom Stadtrat in der Sitzung am 22.10.2020 gefasst (TOP Nr. 3 „Bebauungsplan Nr. 51 
"Gewerbegebiet Mitterwehrt" | Aufstellungs-, Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur frühzeiti-
gen Beteiligung und Auslegung“). 
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Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom Donnerstag, den 
11. März 2021 bis zum Montag, den 12. April 2021 statt. 
 
Den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde mit E-Mail vom 09. März 2021 
bis zum Montag, den 12. April 2021 Zeit gegeben, eine Stellungnahme abzugeben (§ 4 Abs. 2 
BauGB). 
 
 
 
Die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB ist nur notwendig, wenn 
der Entwurf des Bebauungsplanes nach dem Verfahren nach § 3 Absatz 2 BauGB oder § 4 
Absatz 2 BauGB geändert oder ergänzt worden wäre. Dann wäre der Entwurf des Bebauungs-
planes erneut auszulegen und die Stellungnahmen wären erneut einzuholen. Dies war bei dem 
maßgeblichen Bebauungsplan Nr. 51 nicht der Fall, der Entwurf wurde nach den Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligungen nach §§ 3 Abs.2 und 4 Abs. 2 BauGB nicht mehr geändert. 
 
Darüber hinaus erwähnt Nummer 1 ausdrücklich die Regelung des § 4a Abs. 2 BauGB über die 
Möglichkeit, die Beteiligungen nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB gleichzeitig 
durchzuführen, sowie die Bestimmung des § 4a Abs. 4 BauGB über den zulässigen Einsatz 
moderner Informationstechnologie bei Durchführung der Beteiligung. Der Wortlaut legt die Aus-
legung nahe, dass eine Zulässigkeit nach § 33 Abs. 1 BauGB nur in Betracht kommt, wenn die 
Gemeinde von den beiden Möglichkeiten Gebrauch gemacht hat. Eine wörtliche Auslegung 
würde aber dem Sinn und Zweck dieser Beteiligungsvorschriften nicht gerecht. Diese regeln nur 
Modalitäten der Durchführung, die gemessen am eigentlichen Zweck der Beteiligung – insbes. 
der Ermittlung der von der Planung betroffenen privaten und öffentlichen Belange – auf das 
Ergebnis keinen Einfluss haben können. 
 
Eine grenzüberschreitende Beteiligung nach § 4a Abs. 5 BauGB war nicht notwendig, da der 
Bebauungsplan weder erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten, noch erhebliche Umwelt-
auswirkungen auf einen anderen Staat habe könnte. 
 
Der Bauherr war in die Erstellung des Bebauungsplanentwurfs involviert und stand in ständigem 
Austausch mit der Planerstellerin und der Stadt. Der Bebauungsplan ist also mit dem Bauherrn 
abgestimmt. Es ist daher anzunehmen, dass das Vorhaben den künftigen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nicht entgegensteht. 
 
Durch die „Erklärung des Bauherrn gem. § 33 Abs. 1 Nr. 3 BauGB über die Anerkennung der 
künftigen Festsetzungen des Bebauungsplanes“ vom 15.03.2021 hat der Bauherr die künftigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes in vollem Umfang für sich und seine Rechtsnachfolger 
anerkannt. 
 
Die Erschließung mit Wasser und Kanal ist gesichert, ebenso wie die verkehrsmäßige Erschlie-
ßung (über die Innstraße als öffentlich gewidmete Ortsstraße). Das Grundstück ist durch die 
städtische Wasserversorgung und Kanalisation erschlossen. 
 
Dem Bauvorhaben kann das gemeindliche Einvernehmen erteilt werden. 
 
Der Stadtrat nimmt den Bauantrag zur Kenntnis und erteilt das gemeindliche Einverneh-
men einstimmig. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:7 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Genehmigung der Niederschriften über die öffentlichen Sitzungen des Stadtrates vom 
25.03. sowie des Bauausschusses vom 07.04.2021 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:8 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Nachträge 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:9 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Bürgerfragestunde 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:9.1 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja -  Nein -  pers. beteiligt -  Anwesend waren: -    

 

 
Bürgerfragestunde;  
Bebauungsplan Nr. 1 "Weichselstraße-Bundesbahn-Wolfgang-Leeb-Straße" 
 

 
Herr Weinfurtner fragt, bis wann mit einer Antwort auf die eingebrachten Einwendungen gegen 
den Bebauungsplan an der Öderfeldstraße gerechnet werden kann. 
 
Bezüglich des Bebauungsplanes ist nächste Woche eine Anliegerversammlung geplant, infor-
miert Erster Bürgermeister Dr. Windhorst. Eine Lösung für die Einwendungen ist noch nicht ab-
gestimmt. Die vorgelegte Planung ist noch nicht endgültig. Im Moment gibt es nur einen Aufstel-
lungsbeschluss, der erst noch bekannt gemacht werden muss. Wahrscheinlich im Juni oder Juli 
wird der Bebauungsplan wieder Thema im Stadtrat sein, in der die Einwendungen dann behan-
delt werden. 
 
Die Ausführungen dienen zur Kenntnis. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:9.2 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja -  Nein -  pers. beteiligt -  Anwesend waren: -    

 

 
Bürgerfragestunde;  
Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mitterwehrt - Stellungnahmen zu den Einwendungen der 
Anlieger 
 

 
Herr Kopeczek fragt an, wann mit Antwort auf die eingereichten Stellungnahmen gerechnet 
werden kann. 
 
Erster Bürgermeister Dr. Windhorst sagt zu, dass die abgewogenen Stellungnahmen an die 
Anlieger versendet werden. 
 
 
Die Ausführungen dienen zur Kenntnis. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:9.3 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja -  Nein -  pers. beteiligt -  Anwesend waren: -    

 

 
Bürgerfragestunde;  
Grüngutentsorgung 
 

 
Frau Sophia Görlitzer (wohnhaft Rosenstraße 10) beauftragt Herrn Edelmüller schon seit Jah-
ren mit der Gartenarbeit (Baumschnitt etc.). Die bislang geübte Praxis, dass Herr Edelmüller 
das Grüngut mit ihrer Grüngutkarte auch außerhalb der Öffnungszeiten zur Grüngutsammelstel-
le bringt, wird nun von Herrn Neuberger nicht mehr akzeptiert. Seitens der Verwaltung wurde 
Frau Görlitzer bereits darüber informiert, dass die Satzung Gewerbetreibende von der Nutzung 
der Grüngutsammelstelle ganz bewusst ausschließt und dass das auch auf die gewerbliche 
Tätigkeit von Herrn Edelmüller zutrifft. Dies wurde ihr erneut erläutert. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:9.4 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja -  Nein -  pers. beteiligt -  Anwesend waren: -    

 

 
Bürgerfragestunde; Neue Innkanalbrücke, Verkehrsberuhigung 
 
 
Herr Andreas Strasser begründet, warum er kein Grundstück im Rahmen der Brückenhebung 
über den Innkanal verkaufen möchte. Er berichtet, dass Radfahrer sehr eng am Anwesen Höch-
felden 1 vorbeifahren und es dabei zu gefährlichen Situationen kommen kann. In diesem Zu-
sammenhang bittet er um Prüfung, ob nicht eine 30er Zone im Bereich der Höchfeldener Straße 
möglich wäre. 
Erster Bürgermeister Dr. Windhorst verspricht, die Angelegenheit im Rahmen einer Verkehrs-
schau zu prüfen. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:10 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Berichte aus den Referaten 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:10.1 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja -  Nein -  pers. beteiligt -  Anwesend waren: -    

 

 
Berichte aus den Referaten;  
Referat für Gesundheit, Vereine und Ehrenamt 
 

 
StR Blaschke informiert die Mitglieder des Stadtrates, dass am 19.05.2021 erstmals wieder ein 
Referat über gesundheitliche Aufklärung stattfindet. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:10.2 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja -  Nein -  pers. beteiligt -  Anwesend waren: -    

 

 
Berichte aus den Referaten; 
Bildungsreferat 
 

 
StRin Noske informiert über den derzeitigen Unterricht an den Töginger Schulen und über den 
bevorstehenden Prüfungsbeginn der Abschlussklassen. Außerdem kritisiert sie die ausgefalle-
nen Unterrichtsstunden und stellt die Forderung nach einer Wiederholung des letzten Schuljah-
res. Außerdem informiert sie die Mitglieder des Stadtrates über die 2026 anstehende Ganzta-
gesbetreuung auch im Grundschulbereich. 
 
StR Dr. Huber informiert über geplante schulische Maßnahmen seitens der Bayerischen Staats-
regierung. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:10.3 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis: Ja -  Nein -  pers. beteiligt -  Anwesend waren: -    

 

 
Berichte aus den Referaten;  
Schwarzbau einer Mauer an der Theresienstraße 4 
 

 
Baureferat 
StR Neuberger informiert die Mitglieder des Stadtrates, dass in der Theresienstraße eine 2 Me-
ter hohe Mauer errichtet wurde und bittet die Verwaltung um Überprüfung. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:11 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Wünsche, Anregungen und Informationen (öffentlich) 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:11.1 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Wünsche, Anregungen und Informationen; 
Fußgängerüberweg an der Hauptstraße 
 

 
StR Zellner weist darauf hin, dass das „Betreute Wohnen am Toerringhof“ zwischenzeitlich fer-
tiggestellt wurde und daher der Fußgängerüberweg an der Hauptstraße notwendiger denn je ist. 
Er bittet die Verwaltung erneut beim Landkreis Altötting vorstellig zu werden und an der besag-
ten Stelle auf einen Zebrastreifen zu drängen. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:11.2 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Wünsche, Anregungen und Informationen; 
Papiertonne 
 

 
StR Noske weist darauf hin, dass – wie ja bekannt – die Abholung der Papiertonne in der Paul-
Ehrlich-Straße problematisch ist. Er bittet die Verwaltung, beim Landratsamt darauf hinzuwir-
ken, dass bei der nächsten Ausschreibung der Papierentsorgung auch das Thema „Abholung in 
engen Siedlungsstraßen“ mit aufgenommen wird, um eine Abholung der Papiertonne vor jedem 
Haushalt wieder zu ermöglichen. 
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SITZUNG DES STADTRATES 

DER STADT TÖGING A. INN AM 22.04.2021 
____________________________________________________________ 

 
Alle 21 Stadtratsmitglieder wurden ordnungsgemäß eingeladen. 

Beschluss Nr.:11.3 - Der Tagesordnungspunkt war öffentlich. 
Abstimmungsergebnis:   

 

 
Wünsche, Anregungen und Informationen (öffentlich);  
Baumaßnahme Harter Weg 
 

 
StR Harrer fragt nach, ob der Straßenaufschnitt im Harter Weg bereits mit der Neuverlegung 
der Wasserleitung zusammenhängt. 
 
Dies wird vom Ersten Bürgermeister Dr. Windhorst bejaht und teilt mit, dass nächste Woche die 
Baumaßnahme beginnt; diese ist auch im Rahmen einer Anliegerversammlung vorgestellt wor-
den. 
 
Die Ausführungen dienen zur Kenntnis. 
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Töging a. Inn, 21.05.21 
 
 
Vorsitzender: 
 
 
 
Dr. Tobias Windhorst  
Erster Bürgermeister 

Schriftführer 
 
 
 
Michaela Dietzinger Werner Huber Regina 
Sigl 
 

 


